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G A S T K O M M E N T A R

Zertifizierte ärztliche Fortbildung 
sollte frei sein von Einflüssen der 

Industrie, qualitativ hochwertige Fort­
bildungsinhalte vermitteln und das 
Vertrauen der Öffentlichkeit in die 
Integrität ärztlicher Fort­ und Weiter­
bildung stärken. Für die Umsetzung 
dieser Empfehlungen – bereits 2009  
vom Institute of Medicine in den USA  
im Standardwerk zu Interessenkon flik­
ten in der Medizin klar formuliert –  
existieren in Europa weiterhin sehr  
unterschiedliche Regelungen. 

Weshalb sind ein transparenter Umgang 
mit Interessenkonflikten und die inhaltli­
che Unabhängigkeit bei der Fortbildung  
so wichtig? Dank großer Fortschritte in  
der modernen Medizin stehen uns immer 
mehr diagnostische und therapeutische 
Verfahren zur Verfügung. Ihr Nutzen ist  
jedoch nicht immer belegt, oft wird er 
auch überschätzt oder falsch interpretiert.  
Zur Pharmakotherapie beispielsweise  
finden sich fast täglich Studienergebnisse  
zu „innovativen“ Arzneimitteln in Fach­
zeit schriften. Hinzu kommt eine Flut zu­
nehmend digital von der Industrie gesteu­
erter Informationen, für deren kritische  
Be wer tung im ärztlichen Alltag nur  
selten Platz ist. 

Vor diesem Hintergrund sind Fortbil  dun  ­
gen, die frei von kommerziellen Interessen 
den Teilnehmern objektive, ausgewogene 
und für die Versorgung der Patienten 
nützliche Kenntnisse und Fertig keiten ver­
mitteln, eine wichtige Voraus setzung für 
die angemessene Ausübung der ärztlichen 
Tätigkeit. Sie sollen nach den Kriterien der 
evidenzbasierten Me dizin über Möglich­
keiten der Prävention, Diagnose sowie 
Therapie informieren und dabei auch  
wirtschaftliche Aspekte berücksichtigen. 
Unter schied liche Therapie optionen bei 
 einer Erkran kung sind darzustellen mit 
ihren Vor­ und Nachteilen, einschließlich 
nicht medikamentöser Verfah ren und 
Ände rungen des Lebensstils.
Es liegt auf der Hand, dass dies nicht das 
Ziel einer von der Industrie gesponserten 
oder sogar organisierten Fortbildungsver­
anstaltung sein kann. 
Die Regelungen zur Transparenz und zur 
inhaltlichen Unabhängigkeit von Fortbil­
dungs veranstaltungen sind in Deutsch­
land heute Gegenstand von mitunter  
sehr kontrovers geführten Diskussionen. 
Forderungen nach einer generellen Be­
endigung des Sponsorings ärztlicher 
Fortbildung durch die Industrie steht die 
Befürchtung gegenüber, dass die deutsche 
Fortbildungslandschaft ohne finanzielle 
Unterstützung durch die Industrie zusam­
menbrechen würde. 
Aktuelle Richtlinien der Schweizerischen 
Akademie der Medizinischen Wissen­
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schaften zur Zusammenarbeit zwischen 
Ärzteschaft und Industrie sind aus meiner 
Sicht gut geeignet, diese Diskussionen zu 
fördern. Sie definieren klar die Anforde­
rungen an Fortbildungsveranstaltungen 
sowie die Bedingungen für ihre Aner­
kennung. Kernpunkte betreffen die ange­
messene Kostenbeteiligung durch Ärz­
tinnen und Ärzte, die ohne aktiven Beitrag 
daran teilnehmen, sowie die Offenlegung 
von Interessenkonflikten aller beteiligten 
Experten (Referenten, Moderatoren, wis­
senschaftliche Leitung). 
Auch in Deutschland gilt es jetzt, interna­
tionale Entwicklungen aufzugreifen. Dies 
bedeutet vor allem, dass der Industrie ex­
plizit verboten wird, Fortbildungsveran­
stal tungen zu organisieren – ohnehin nur 
in Deutschland und Dänemark üblich – 
und Reisekosten sowie weitere Spesen 
von Teilnehmern zu übernehmen. Kodizes 
der Pharmaindustrie zur größeren 
Transparenz, vor allem hinsichtlich der 
Zuwendungen an Ärztinnen und Ärzte, 
sind grundsätzlich zu begrüßen. Sie ent­
heben die Ärzteschaft aber nicht von der 
Notwendigkeit, Regeln für unabhängige 
Fortbildung zu entwickeln und sich aktiv 
um Fragen der Finanzierung frei von in­
dustriellem Sponsoring zu kümmern. 

Am 28./29. November 2014 findet zum 
dritten Mal der Fortbildungskongress der 
Ärztekammer Berlin in Kooperation mit 
der Arzneimittelkommission der deut­
schen Ärzteschaft in Berlin statt (s. S. 18). 
Der Erfolg dieser Veranstaltung zeigt, dass 
unabhängige Fortbildung mit einem über­
zeugenden Konzept möglich ist und nicht 
nur in der Berliner Ärzteschaft breites 
Interesse findet. 

Prof. Dr. med. Wolf-Dieter Ludwig
ist Onkologe und Vorsitzender  
der Arzneimittelkommission der 
deutschen Ärzteschaft (AkdÄ)
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CIRS Berlin: Der aktuelle Fall
Gefahr einer ungeschützten Exposition gegenüber TBC

Eine Pflegekraft berichtet einen Fall aus 
der Chirurgie:
Während einer OP stellte sich die Frage, 
ob der Patient (kein deutscher Mutter­
sprachler) an einer seltenen Form von 
Tuberkulose erkrankt sein könnte. Die 
Team­Mitglieder im OP waren nicht über 
den Verdacht auf eine TBC informiert, 
weil bei nachgemeldeten und nicht im 
OP­Plan angemeldeten Patienten die 
Informationsübermittlung unsystema­
tisch ist. Dieses System­Problem fiel auch 
noch in die Zeit nach Ende des regulären 
OP­Plans (müdes Team). Der Verdacht auf 
TBC­bestätigte sich nachträglich nicht.
Ähnliche Fälle träten etwa monatlich auf. 
Eine ungenügende präoperative Planung 
bzw. Diagnostik sieht die/der Berich­
tende als Ursache für die Situation an.

Kommentar und Hinweise des 
Anwender-Forums des Netzwerk 
CIRS-Berlin:

Die Tuberkulose (TBC) ist eine seit Jahr­
hunderten bekannte und gefürchtete 
Krankheit. In letzter Zeit gibt es vermehrt 
Berichte über eine weltweite Zunahme 
an TBC­Infektionen und auch eine Zu­
nahme von Infektionen mit resistenten 
TBC­Erregern. In den meisten Berliner 
(und deutschen) Kliniken außerhalb von 
entsprechenden Fachabteilungen ist die 
TBC dennoch eine Seltenheit, Richtlinien 

zum Infektionsschutz und zur Melde­
pflicht sind zwar eindeutig und öffent­
lich zugänglich, aber nicht immer aktu­
ell eingeübt.
In unserem Fall wurde eine Thorakos ko­
pie wegen eines unklaren Pleurabe­
fundes durchgeführt. In der Umgebung 
des Krankenhauses gibt es mittlerweile 
eine größere Anzahl von Einwohnern, 
die aus Regionen stammen, in denen die 
Tuberkulose noch häufiger auftritt. 
Dennoch bestand präoperativ bei die­
sem Patienten nicht „offiziell“ ein Ver­
dacht auf eine TBC.
Durch Veränderungen im Umfeld 
(Unter bringung von Flüchtlingen) oder 
Reisetätigkeit (Notarzt­Einsatz am Flug­
hafen) verändern sich oft unbemerkt 
Umgebungsbedingungen, so dass eine 
Klinik unerwartet Patienten zu versor­
gen hat, mit denen nicht nur die sprach­
liche Verständigung sehr schwierig ist, 
sondern die unerwartete Krankheit s­
bilder mitbringen.

Wichtige Empfehlungen aus diesem 
Ereignis:

Viele Kliniken haben in ihrer Belegschaft 
Mitarbeiter als Sprachmittler benannt, 
die in solchen Situationen einspringen. 
Parallel könnte es nützlich sein, fallwei­
se auf Besonderheiten im zu erwarten­

den Krankheitsspektrum neuer Nach­
barn aufmerksam zu machen und auf 
bestehende Regeln, wie die Meldepflicht 
und konkrete Schutzmaßnahmen im 
Falle besonderer Infektionskrankheiten 
hinzuweisen.
Als Reaktion auf diesen Bericht stehen 
nun in diesem Haus routinemäßig die 
notwendigen Atemschutzmasken (FFP2-
Masken) und andere Schutzausrüstungen 
im OP zur Verfügung, damit sich die Mit­
arbeiter vor einer Infektion schützen kön­
nen. Da der Übertragungsweg zumeist 
aerogen ist, ist vor allem bei Operationen 
das Personal der Anästhesie gefährdet 
(Intubation, Extubation), bei einer 
Thorakoskopie das gesamte OP­Team.
Weitere Informationen finden sich in 
Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
und des Dt. Zentralkomitees zur Be-
kämpfung der Tuberkulose:
�	 http://www.rki.de/DE/Content/

Infekt/EpidBull/Merkblaetter/
Ratgeber_Tuberkulose.
html#doc2374486bodyText10

�	 Ziegler R et al. Infektionsprävention 
bei Tuberkulose – Empfehlungen des 
DZK. Pneumologie 2012;66:269­282/
Risikos und Reflektion über Ursachen

Diesen Fall können Sie auch unter der 
Nummer 108458 unter www.cirs­berlin.de 
nachlesen.

Kontakt: 
Dr. med. Barbara Hoffmann, MPH
b.hoffmann@aekb.de
Abteilung Fortbildung / Qualitätssicherung 
Ärztekammer Berlin

Was ist das Netzwerk CIRS-Berlin?

Das Netzwerk CIRS­Berlin (www.cirs­berlin.de) ist ein regionales, einrichtungsüber­
greifendes Fehlerberichts­ und Lernsystem. Hier arbeiten derzeit 22 Berliner Kran ken­
häuser gemeinsam mit der Ärztekammer Berlin (ÄKB) und dem Ärztlichen Zentrum 
für Qualität in der Medizin (ÄZQ) daran, die Sicherheit ihrer Patienten weiter zu ver­
bessern. Dazu betreiben die Kliniken nicht nur intern ein Fehlerberichts­ und Lern­
system, sondern berichten aus ihrem internen in das regionale CIRS (Critical Incident 
Reporting System):
In anonymisierter Form werden im Netzwerk CIRS­Berlin Berichte über kritische Er­
eig nisse und Beinahe­Schäden gesammelt. Ziel ist es, das gemeinsame Lernen aus 
Fehlern zu fördern und beim Lernen nicht an Klinikgrenzen halt zu machen. 
Insbesondere praktische Hinweise und bewährte Maßnahmen zur Vermeidung von  
unerwünschten Ereignissen und Beinahe­Schäden werden im Anwender­Forum des 
Netzwerks ausgetauscht.  
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B E R L I N E R
Neue Betäubungsmittelrezepte

Ab 01.01.2015 dürfen nur noch neue Betäubungsmit-
telrezeptformulare (BtM-Rezepte) zur Verschreibung
von Betäubungsmitteln verwendet werden. Diese wer-
den bereits seit März 2013 durch die Bundesopium-
stelle herausgegeben und tragen eine deutlich sicht-
bare, fortlaufende 9-stellige Rezeptnummer. Ältere
BtM-Rezepte haben eine längere Zahlenfolge und dür-
fen nur noch bis zum 31.12.2014 zur Verschreibung ver-
wendet und bis zum 07.01.2015 durch Apotheken belie-
fert werden.
Alte Rezepte sollen nicht an die Bundesopiumstelle
zurückgeschickt, sondern vom verschreibenden Arzt
mit den Durchschriften der ausgestellten Rezepte drei
Jahre aufbewahrt werden. Das Verfahren für die Nach-
bestellung von BtM-Rezepten ändert sich nicht. Zudem
wird die bekannte Folge-Anforderungskarte künftig
mit einem Barcode versehen sein, der die Bearbeitung
in der Bundesopiumstelle erleichtern und die Auslie-
ferung der Rezepte erheblich beschleunigen soll.

Ä R Z T E aktuell

Zusammenspiel als Chance
I N T E R P R O F E S S I O N E L L E  T E A M S  I M  K R A N K E N H A U S

BERLINER
GESUNDHEITSPREIS
2015

Im September haben die Initiatoren des „Berliner Gesundheitspreises“, AOK-
Bundesverband, Ärztekammer Berlin und AOK Nordost, zum zehnten Mal den
bundesweiten Innovationswettbewerb gestartet. Der „Berliner Gesundheits-
preis 2015“ greift das Thema „Interprofessionelle Teams im Krankenhaus“ auf.
Der Preis ist mit insgesamt 50.000 Euro dotiert.

Auf Menschen, die im Krankenhaus arbeiten, 
kommen ständig neue Herausforderungen zu.
Medizinischer und technischer Fortschritt,
aber auch die demografische Entwicklung
stellen veränderte Anforderungen an die
Zusammenarbeit unterschiedlicher Berufs-
gruppen. Patienten wollen und sollen 
schnell wieder auf die Beine kommen. 
Neuartige Operationsmethoden und 
schonende Verfahren machen komplizierte
Eingriffe beherrschbar, verkürzen den 
Genesungsprozess und eröffnen die Chance,
immer ältere Patienten zu behandeln. 

Um im komplexen Klinikalltag eine hohe
Behandlungsqualität zu gewährleisten, 
müssen unterschiedliche Fachdisziplinen
und Berufsgruppen gut und vertrauensvoll
zusammenarbeiten, sich vernetzen und 
neue Kommunikationswege nutzen.
Für den „Berliner Gesundheitspreis 2015“
werden Beispiele aus der Praxis gesucht, 
die im Interesse einer guten Patientenver
sorgung und zufriedener Mitarbeiter Organi-
sationsabläufe optimieren, Selbständigkeit
fördern, Schnittstellen reduzieren und eine
gemeinsame Behandlungsdokumentation
sicherstellen. Außerdem geht es bei dem
Wettbewerb um Führungsstrukturen, 
professionsübergreifende Fort- und 
Weiterbildung sowie gemeinsame Team-
besprechungen. 
Ziel des Preises ist, gute Beispiele 
auszuwählen, die Antworten auf die 
steigenden Herausforderungen an die 
Patientenversorgung im Krankenhaus 
geben und eine Blaupause für andere 
Einrichtungen sein können.

Bewerben können sich zum Beispiel: 
Krankenhausleitungen, Qualitäts-
beauftragte, Koordinatoren der Kranken-
hausversorgung, Versorgungsteams, 
wissenschaftliche Einrichtungen, 
Universitäten sowie Fach- und Hoch-
schulen.
Am 30. November 2014 endet die Bewer-
bungsfrist. Eine hochkarätig besetzte Jury
mit Vertretern aus Wissenschaft, Politik
und Praxis wird 2015 die Entscheidung
über die Preisträger treffen. Die Preisver-
leihung ist für Juni 2015 geplant. 

Die Wettbewerbsunterlagen können über
www.berliner-gesundheitspreis.de
abgerufen werden. Rückfragen zum Wett-
bewerb werden unter 
berliner.gesundheitspreis@bv.aok.de
oder 030/34646-2310 beantwortet.

www.ber l iner -gesundhe i tspre is .de

Alte Betäubungsmittelrezepte 
dürfen ab 2015 nicht mehr 
verwendet werden

Spenden

Das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGeSo)
sammelt Sachspenden für die Flüchtlinge, die in Berli-
ner Einrichtungen untergebracht sind. Wenn Sie diese
Menschen unterstützen möchten, können Sie sich an
die zentrale Koordinierungsstelle wenden. Dort wer-
den Ihnen dann Einrichtungen in der Nähe genannt,
wo Sie Spenden wie Kleidung, Spielzeug oder Bücher
abgeben können. Bitte beachten Sie, dass aus Koordi-
nierungsgründen nur haushaltsübliche Mengen ent-
gegen genommen werden können. 

Bei Interesse oder Fragen wenden Sie sich bitte an die
zentrale Kontakt- und Auskunftsstelle:

Frau Leiding, E-Mail: karin.leiding@lageso.berlin.de
Telefon: 030 / 902 29 10 01

Das LAGeSO dankt für das Engagement und Ihre
Unterstützung!

Sachspenden für Flüchtlinge 
in Berlin 
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Organtransplantation

Mit großem Interesse ist der Jah-
resbericht 2013/2014 der Prü-
fungskommission und der Über-
wachungskommission zur Prü-
fung der Herz-, Nieren-, Pankreas-
und Lebertransplantationspro-
gramme erwartet worden. Ende
September wurden die Ergebnisse
in der Bundesärztekammer vorge-
stellt. Die Prüfungskommission
und die Überwachungskommissi-
on prüfen neben den Lebertrans-
plantationsprogrammen derzeit
die Herz-, Nieren- und Pankreas -
transplantationsprogramme. Die
Kommissionen haben bisher 
33 Transplantationszentren bzw.
60 Transplantationsprogramme
geprüft. Die Prüfungen sind Teil
der Reform des Transplantations-
gesetztes aus dem Jahr 2012 und
erfassen die Jahre 2010 bis 2012.
Darauf verwiesen die Kommis-
sionsvorsitzenden, Anne-Gret 
Rinder, Vorsitzende Richterin am
Kammergericht i. R., und Professor
Dr. Dr. Hans Lippert, auf der Pres-
sekonferenz in Berlin. Die Ergeb-
nisse wurden zusammen mit dem
Kommissionsbericht 2013/2014
der Öffentlichkeit vorgestellt.
Im Bereich der Nierentransplanta-
tion gab es den Angaben zufolge

keine Anhaltspunkte für syste-
matische Richtlinienverstöße
oder Manipulationen. Es wurden
lediglich vereinzelte unrichtige
Mitteilungen gegenüber der Ver-
mittlungsstelle Eurotransplant
festgestellt, die sich auf das
Datum der Erstdialyse bezogen
und auf Dokumentationsfehler
zurückzuführen waren. Bei den
Pankreas- und kombinierten Nie-
ren-Pankreastransplantationen
haben die Kommissionen keine
Auffälligkeiten festgestellt. „Bis
auf das Herzzentrum Berlin wie-
sen die im Berichtszeitraum
abgeschlossenen Herzprüfungen
keine Auffälligkeiten auf“, kon-
statierte Rinder, allerdings seien
noch nicht alle Prüfungen abge-
schlossen.

Die Ergebnisse der Überprüfung
des Deutschen Herzzentrums
Berlin (DHZB) waren mit Span-
nung erwartet worden, nachdem
sich das Herzzentrum im August
dieses Jahres selbst angezeigt
hatte. Allerdings waren diese
Ergebnisse nicht Teil des Prüfbe-
richts 2013/2014, weil die Prü-
fung erst nach dem Ende des
Prüfzeitraums (31.08.2014) abge-

Prüfer finden Auffälligkeiten am Deutschen Herzzentrum
schlossen werden konnte. Bei
der Vorstellung Ende September
war dies aber erfolgt. Insgesamt
hatten die Prüfer 82 Transplan-
tationen, die von 2010 bis 2012
im DHZB durchgeführt worden
waren, geprüft. 14 so genannte
„High Urgency“-Fälle wiesen
Auffälligkeiten auf, so dass die
Prüfer zu dem Schluss kamen,
dass es sich um Manipulationen
handeln könnte. In vier dieser 
14 Fälle waren höhere Katecho-
lamin-Dosierungen angegeben
worden als die Patienten tat -
sächlich erhalten hatten. Die
Höhe der Katecholamin-Gabe ist
für die Listung und die Zuerken-
nung des HU-Status‘ relevant. In
fünf Fällen soll es tatsächlich zu
deutlichen Katecholamin-Stei-
gerungen im Zusammenhang
mit HU-Anträgen gekommen
sein. Daneben gab es in fünf Fäl-
len noch weitere Auffälligkeiten.
Die Kommissionsvorsitzenden
kritisierten, dass das DHZB keine
eigene Stellungnahme zu den
Auffälligkeiten abgegeben
hatte, sondern vielmehr darauf
verwiesen habe, dass eine Stel-
lungnahme von einer Oberärz-
tin, die an allen Fällen beteiligt

gewesen sei, einzuholen sei.  
Der Präsident der Ärztekammer
Berlin, Dr. Günther Jonitz, sprach
sich im Nachgang für eine Reform
der Vergabekriterien aus. Prinzipi-
ell bestehe für Ärztinnen und
Ärzte immer ein ethisches Dilem-
ma, bei einem Mangel an Spender-
organen eine Entscheidung zu
treffen. In einem Interview im
Deutschlandradio Kultur plädierte
Jonitz für ein „lernendes System“,
in dem genauer geschaut wird,
was aus den Patienten geworden
ist, die ein Spenderorgan erhalten
haben, und denen, die keines
bekommen haben. Generell sei
die Frage zu stellen, ob die Beto-
nung des Vergabekriteriums
Dringlichkeit sinnvoll sei oder ob
man nicht die Lebenserwartung
stärker mit einbeziehen solle.
Diese Diskussion müsse in der
Gesellschaft geführt werden.
Einer Kosten-Nutzen-Rechnung
erteilte Jonitz hingegen eine klare
Absage.
Der Bericht 2013/2014 der Über-
wachungskommission und der
Prüfungskommission kann auf
der Homepage der Bundesärzte-
kammer (www.baek.de) abgeru-
fen werden.   srd



B E R L I N E R  Ä R Z T E 11/2014 S. 8

   N A C H R I C H T E N

Neues Curriculum 

Psychotherapie wird zunehmend
von älteren Menschen in Anspruch
genommen und gewinnt so an
Bedeutung. Die Behandlung dieser
wichtigen Patientengruppe erfor-
dert spezifische Kenntnisse und
Kompetenzen sowie ein in man-
cherlei Hinsicht schulenübergrei-
fendes Denken. 

Das Institut für Alterspsychothera-
pie und Angewandte Gerontologie
bietet ab Februar 2015 in Zusam-
menarbeit mit der Psychothera-
peutenkammer Berlin ein entspre-
chendes Curriculum hierzu an. 

Die Fortbildung richtet sich an
approbierte psychologische oder
ärztliche Psychotherapeut/innen,

die im Angestelltenbereich oder
in eigener Praxis tätig sind. Psy-
chotherapeuten in Ausbildung
können dann teilnehmen, wenn
sie mindestens die Hälfte ihrer 
Psychotherapieausbildung ab-
solviert haben. 

Wünschenswert sind erste prak-
tische Erfahrungen in der psycho-
therapeutischen Beratung und
Behandlung älterer Patient/in -
nen – stellen jedoch keine Teil-
nahmebedingung dar. 

Ausführliche Informationen zu
den Inhalten und Kosten finden
Interessierte im Internet unter:
www.psychotherapeutenkam-
mer-berlin.de.

ANZEIGE

Fortbildungskurs „Psychotherapie mit 
älteren Menschen“ startet im Februar 2015

Musik

Die gemeinnützige Stiftung Gute-
Tat (www.gute-tat.de), Vermittler
ehrenamtlichen Engagements in
Berlin, veranstaltet am 
3. Dezember 2015 ein Benefizkon-
zert im Kammermusiksaal der
Philharmonie. An diesem Abend
stehen namhafte Künstler (Echo-
Klassik-Preisträger) auf der Bühne
und moderiert wird das Konzert
von Holger Wemhoff von Klassik
Radio.

Die Künstler:
Charlie Siem (Geige)
Nils Mönkemeyer (Bratsche)
Valer Sabadus (Countertenor)
Alexander Krichel (Klavier)
Lavinia Meijer (Harfe)
Bayerisches Kammerorchester
(Leitung Johannes Moesus)
Staats- und Domchor 
(Leitung Kai Uwe Jirka)
Holger Wemhoff (Moderation)

Benefizkonzert in der Philharmonie

Karten (20 – 45 Euro zzgl. Gebühren) unter www.ticketmaster.de 
oder unter 01806 – 999 0000 und an allen bekannten 
Vorverkaufsstellen.

Personalie

Prof. Dr. med. Ina Kopp, Leiterin
des AWMF-Instituts für Medizini-
sches Wissensmanagement und
langjährige Sprecherin des Fach-
bereichs „Leitlinien“ beim Deut-
schen Netzwerk für Evidenzba-
sierte Medizin (DNEbM), ist die
neue Vorsitzende des Guidelines
International Network (G-I-N). 

Seit 2013 war Ina Kopp stellver-
tretende Vorsitzende von G-I-N. 

Nun wurde sie auf der Mitglie-
derversammlung im Rahmen
der 11. G-I-N Conference vom 
20. bis 23.08.2014 in Melbourne
(Australien) zur neuen Vorsit-
zenden gewählt

Ina Kopp ist neue Vorsitzende des G-I-N

Das Programm:
W. A. Mozart 
Klavierkonzert A-Dur 3.Satz

Erik Satie 
Gymnopedie No.1

Claude Debussy
Danses Profane

Ole Bull
Saeterjentens Sunday

Antonio Vivaldi
4 Jahreszeiten / Der Winter

Santiago de Murcia
Canarios

F.A. Hoffmeister
Konzert für Viola und Orchester
D-Dur 2.Satz

W.A. Mozart
Sinfonie B-Dur Allegro assai
(Änderungen vorbehalten)
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Veranstaltung

Anämien sind zwar ein Kardinalsymptom hämatologischer Erkran-
kungen, die meisten Anämien treten jedoch im Rahmen nicht-häma-
tologischer Erkrankungen auf und stellen eine diagnostische (und
therapeutische) Herausforderung für den Hausarzt und den Inter-
nisten dar. Dieser Aufgabe wollen sich die Veranstalter gemeinsam
mit Kollegen aus den unterschiedlichen Fachdisziplinen (Kardiologie,
Nephrologie, Gastroenterologie, Labormedizin und Hämatologie) in
der Veranstaltung „Anämie: eine internistische Herausforderung“
am. 12. November 2015 in der Zeit von 16.30 – 20 Uhr in der Hörsaal-
ruine im Campus Charité Mitte, Charitéplatz 1, stellen.

Da moderne und selten benutzte Parameter des Blutbildes wertvolle
Hinweise auf zugrundeliegende Erkrankungen und auf mögliche
Differentialdiagnosen liefern, sollen insbesondere auch die Möglich-
keiten der erweiterten Labordiagnostik erörtert werden.

Dieses Forum soll so eine besondere Gelegenheit geben, das facet-
tenreiche Spektrum der Anämien – eine der häufigsten internisti-
schen Diagnosen – interdisziplinär zu diskutieren.

„Anämie: eine internistische 
Herausforderung“

Infoabend

„Ärzte ohne Grenzen“ lädt am 19. November 2014 zu einem Infor-
mationsabend in das Haus der Psychologie, Konferenzraum 4. OG,
Seminarraum 6, Am Köllnischen Park 2, ein. Ab 19 Uhr wird ein Pro-
jektmitarbeiter die Organisation vorstellen, Möglichkeiten der Mit-
arbeit aufzeigen und über seine persönlichen Erfahrungen berichten. 

Gesucht werden derzeit vor allem Ärzte, Chirurgen, Anästhesisten,
Gynäkologen, Hebammen, Gesundheits- und Krankenpfleger, Ope-
rationspfleger, medizinische Laboranten, Epidemiologen, Psycho-
logen, Psychiater, Apotheker und technisch sowie handwerklich
begabte „Allrounder“ als Logistiker sowie Personalkoordinatoren
und Finanzfachkräfte. 

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei und eine Anmel-
dung ist nicht notwendig. 

Ärzte ohne Grenzen suchen Mitstreiter

Eine längere Liste von Psychotherapeuten und Beratungsstellen, an
die sich DDR-Traumatisierte wenden können, ohne womöglich an
frühere Mitarbeiter des Staatssicherheitsdienstes zu geraten, ist bei
der Ärztekammer Berlin erhältlich. 

In Ergänzung der Adressen, die BERLINER ÄRZTE in Nr. 09/14 Seite 22
publizierte, stellte Prof. Deter uns jetzt diese Liste dankenswerter-
weise zur Verfügung.

Wo Stasiopfern geholfen wird

Beratung
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Vitamin D-Gabe

Schutz vor Krankheiten
Nicht nur in Laienmedien, auch in Fachzeit­
schriften wird eine Supplementierung von 
Vitamin D als Schutzfaktor für verschiede­
ne Erkrankungen (mehr als 130 Erkran­
kungen) propagiert. Dabei wird nicht be­
dacht, dass die Supplementierung einer 
Substanz nur selten Sinn ergibt. Bei Vita­
min D ist unter anderem vor allem auch die 
Plasmakonzentration von Kalzium ent­
scheidend. Darüber hinaus kann eine unkri­
tische Vitamin D­Gabe zu Überdosierungen 
führen. Auch bei Schwangeren und älteren 
Menschen in Senioreneinrichtungen kön­
nen Vitamin D­Defizite durch entsprechen­
de Diäten und eine 30 Minuten­Dosis 
Sonne pro Tag ausgeglichen werden. Vor 
der Gabe von Vitamin D­Präparaten bei 
Risikopersonen sollte der Vitamin D­Spie­
gel gemessen werden. Längst ist nicht klar, 
ob bestimmte Erkrankungen zu niedrigen 
Vitamin D­Spiegeln führen oder erniedrigte 
Spiegel entsprechende Erkrankungen aus­
lösen können.
Quellen: Dtsch­med. Wschr 2014; 139: 1508­9, 
Dtsch. Apo.Ztg 2014; 154(17): 1804 
 
Zolpidem

Abschluss der
Risikobewertung
Die europäische Arzneimittelbehörde EMA 
hat deutliche Hinweise auf das Zeitfenster 
von acht Stunden nach der Einnahme von 
Zolpidem (Stilnox®, Generika) formuliert: N
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Verminderte Aufmerksamkeit und Reak­
tions vermögen können in dieser Zeit­
spanne zu einer Einschränkung des Fahr­
vermögens und zu psychomotorischen Stö­
run gen führen, insbesondere in Kombi na­
tion mit zentraldämpfenden Arzneimitteln 
und Alkohol. Eine Tageshöchstdosis von 
10 mg darf nicht überschritten werden (bei 
älteren Patienten 5 mg).
Quelle: Pharm. Ztg. 2014; 159 (35): 10

Bromocriptin

Eingeschränkte Indikation
Der Prolaktinhemmer Bromocriptin (Pra­
videl®, Generika) soll wegen schwerer uner­
wünschter Wirkungen zum Abstillen nur 
noch eingesetzt werden, wenn zwingende 
medizinische Gründe vorliegen. Erhöhter 
Blutdruck, Herzerkrankungen oder schwere 
psychiatrische Störungen gelten als Kontra­
indikation.
Quelle: Pharm. Ztg. 2014; 159(35): 21

Analgetika

Trend zur
Tabletteneinnahme
Bei Profisportlern ist eine Neigung zur 
Tabletteneinnahme, darunter auch Anal ge­
tika, bekannt. Nach einer Studie bei Ma­
rathonläufern zeigte sich, dass auch Laien 
(fast 50 Prozent) prophylaktisch NSAID in 
typischen Dosierungen einnehmen (Diclo­
fenac, Ibuprofen, ASS), um beispielsweise 
Muskelkrämpfen vorzubeugen. Das Er geb­
nis nicht medizinisch indizierter Analgetika­

Einnahme bezüglich unerwünschter Wir­
kungen war eindeutig: dosisabhängig ver­
mehrte Magen­Darm­Krämpfe, Magen­
Darm­Blutungen, Herz­Kreislauf­Ereignisse 
und Hämaturie. Außerdem verbesserte sich 
die Leistung der Laiensportler nicht und das 
Auftreten muskuloskelettaler Schmer zen 
erhöhte sich. Die genannten Analgetika 
gelten nicht als Dopingmittel und werden 
als nicht rezeptpflichtige Schmerzmittel 
mit wenig Bedenken eingenommen.
Quelle: intern. Prax. 2014;55: 601­2

Oseltamivir und Zanamivir

Kritische Anmerkungen
Nach Auffassung einer kritischen medizini­
schen Zeitschrift wurde lange Zeit der 
Nutzen von Oseltamivir (Tamiflu®) und 
Zanamivir (Relenza®) überbewertet und die 
unerwünschten Wirkungen wurden herun­
tergespielt. Nach Cochrane­Analysen wer­
de die Zeit bis zu einer spürbaren Besserung 
der Grippesymptome nur um durchschnitt­
lich 16,8 beziehungsweise 14,4 Stunden ver­
ringert. Bei genauer Diagnose Pneumonie 
zeigten beide Neuraminidasehemmer kei­
ne Symp tomverbesserung, genauso wie 
bei ernsthaften Komplikationen wie Otitis 
media oder Sinusitis. Der Sinn einer Bevor­
ratung für den Einsatz im Pandemiefall 
muss überdacht werden.
Quelle: intern. Prax. 2014; 55 (3): 628­30

S I C H E R E R  V E R O R D N E N

Dr. Günter Hopf, Ärztekammer Nordrhein, 
Tersteegenstr. 9, 40474 Düsseldorf, 

Telefon: 0211 / 4302-2272

Ihr Ansprechpartner bei Rückfragen: 

ANZEIGEN
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In Kürze veröffentlicht das Gemeinsame 
Krebsregister erstmals seit 2007 wieder 
einen Landesbericht zum aktuellen Krebs­
geschehen in Berlin.
Es werden ausführliche Daten nicht nur 
zur Krebsinzidenz und ­mortalität in den 
Jahren 2010­2011 vorgelegt, sondern auch 
zur Prävalenz, zur Entwicklung der Über­
lebensraten und hinsichtlich der zukünftig 
zu erwartenden Fallzahlen im Stadtgebiet. 
Der Bericht enthält Auswertungen nach 
Bezirken, die als detaillierte Tabellen und 
für die wichtigsten Krebserkrankungen als 
Karten dargestellt werden.
In den Berichtsjahren erkrankten jährlich 
durchschnittlich 8.678 Berliner und 8.721 
Berlinerinnen an einer bösartigen Neubil­
dung ohne nichtmelanotische Haut tu mo­
re (Mit C 44 sind es 10.069 Männer und 
10.071 Frauen). Das entspricht einer jährli­
chen altersadjustierten Neuerkrankungs­
rate (nach Europastandardbevölkerung, 
ESR) von 389,5 pro 100.000 bei Männern 
und 330,4 pro 100.000 bei Frauen. Damit 
liegt die Neuerkrankungsrate in Berlin un­
ter der Schätzung für Deutschland, die bei 
Männern 458,7 und bei Frauen 346,8 be­
trägt (Quelle: GEKID). Innerhalb der Ber­

liner Bezirke schwankt die Neuerkran­
kungsrate bei Männern zwischen 454 in 
Berlin Mitte und 350 in Steglitz­Zehlendorf 
und bei Frauen zwischen 361 in Berlin 
Mitte und 292 in Lichtenberg. Für das ak­
tuelle Diagnosejahr 2014 erwartet das GKR 
nach eigener Schätzung 18.600 neue 
Krebserkrankungen.
Nach Prostatakrebs bzw. Brustkrebs ist 
Lungenkrebs in Berlin sowohl bei Männern 
als auch bei Frauen die zweithäufigste 
Tumorerkrankung. Die Neuerkran kungs rate 
von 69,9 bei Männern und 37,7 bei Frauen 
liegt deutlich über dem Bundes durch­
schnitt (57,5 bzw. 24,7). Am höchsten ist die 
Inzidenz bei Frauen im Bezirk Mitte. In die­
sem Bezirk liegt die Neuerkran kungs rate 
bei  49,4 und somit in der Größen ordnung 
der Inzidenz bei Männern in Städten wie 
Cottbus (44,7) und Dresden (47,6). 
Krebs kann in jedem Alter auftreten, am 
häufigsten jedoch im höheren Lebensalter. 
Knapp drei Viertel aller Krebser kran kun­

Berliner Landesbericht zum aktuellen Krebsgeschehen wird demnächst
veröffentlicht

gen in Berlin betreffen Menschen, die 60 
Jahre und älter sind. Weniger als ein 
Prozent aller Krebserkrankungen betrifft 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 
unter 25 Jahren. Das mittlere Erkrankungs­
alter (Median) liegt bei 69 Jahren.
Die meisten Neuerkrankungen treten in 
der Altersgruppe der 70­ bis 75­Jährigen 
auf. Pro Jahr erhalten 1.755 Berliner und 
1.313 Berlinerinnen dieses Alters eine 
Krebsdiagnose. Das sind 2% bzw. 1,2% der 
Bevölkerung in dieser Altersgruppe.
Im GKR­Gebiet leben fünf Jahre nach einer 
Krebsdiagnose im Schnitt 59% der Männer 
und 64% der Frauen noch. Die relativen 
Überlebensraten haben sich damit in den 
letzten Jahrzehnten deutlich verbessert. In 
den 1980er Jahren lagen sie noch bei 27% 
bzw. 42%.
Der Bericht kann nach Erscheinen über 
die Webseite des Gemeinsamen Krebs­
regis ters (www.berlin.de/GKR) bestellt 
oder heruntergeladen werden. Landes­
berichte für Brandenburg, Mecklenburg­
Vor pom mern, Sachsen, Sachsen­Anhalt 
und Thü ringen sind ebenfalls in Vorbe ­
r eitung und zur Veröffentlichung im Jahr 
2014 vorgesehen.
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Seit 1. Oktober 2014 ist
Prof. Dr. med. Felix

Bermpohl Chefarzt der Psychiatrischen Universitätsklinik der Charité im Alexianer St. Hedwig-Krankenhaus. Prof. Bermpohl ist
Facharzt für Psychiatrie und Inhaber der Professur für Psychiatrie und Kognitive Neurowissenschaften der Charité. In der Psychiatri-
schen Universitätsklinik der Charité im Alexianer St. Hedwig-Krankenhaus leitet er seit Oktober die Abteilungen der Versorgungs-
regionen Wedding und  Tiergarten. Zuvor war Prof. Bermpohl leitender Oberarzt der Klinik. Er tritt die Nachfolge von Prof. Dr. med.
Jürgen Gallinat an, der zum 1. Juli 2014 dem Ruf als Ordinarius für Psychiatrie an das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf
gefolgt ist.

Dr. med. Darius Chahmoradi Tabatabai ist neuer Chefarzt der Hartmut-Spittler-
Fachklinik für Entwöhnungstherapie. Die Klinik am Vivantes Auguste-Viktoria-

Klinikum ist eine Therapieeinrichtung für alkoholkranke und medikamentenabhängige Patienten. Dr. Tabatabai hat seine Ausbil-
dung in Berlin absolviert und war seit 2008 als Leitender Oberarzt in der Entwöhnungsklinik tätig. In dieser Funktion hat er unter
anderem maßgeblich am Aufbau einer Eltern-Kind-Behandlung mitgewirkt. Dr. Tabatabai folgt auf Dr. med. Andreas Dieckmann,
der in den Ruhestand gegangen ist.

Am 1. Oktober 2014 wurde im Vivantes Wenckebach-Klinikum eine Klinik für Gastroen-
terologie mit hochspezialisierter Endoskopie gegründet. Chefarzt ist PD Dr. med. Mario

Anders, der zuvor am Universitätsklinikum Hamburg Eppendorf als Leitender Oberarzt der Klinik für Interdisziplinäre Endoskopie
tätig war. Damit wurde der Bereich für Innere Medizin im Vivantes Wenckebach Klinikum strategisch neu aufgestellt. Chefärztin
Prof. Dr. med. Dietlind Zohlnhöfer-Momm die seit Oktober 2013 die Klinik für Allgemeine Innere Medizin leitet, übernimmt nach
der Neugründung zusätzlich die Klinik für Geriatrie mit dem Zentrum für Altersmedizin. Damit folgt sie auf PD Dr. med. Claus Köp-
pel, der in den Ruhestand geht. Zudem ist Dr. med.  Oliver Altenkirch seit 1. Oktober 2014 Chefarzt der neuen Klinik für Unfallchirur-
gie und Orthopädie am Vivantes Wenckebach-Klinikum. Die Klinik ist aus der unfallchirurgischen Abteilung der chirurgischen Kli-
nik hervorgegangen, die Dr. Altenkirch bereits seit 1. Juni 2012 leitete. Chefarzt der Klinik für Chirurgie – Visercalchirurgie bleibt Dr.
med. Kai Dette. 

PD Dr. med. Killian Rittig ist seit Anfang Oktober neuer Chefarzt der Klinik für Innere Medizin – Schwer-
punkt Angiologie, Diabetologie und Abhängigkeitserkrankungen in den DRK Kliniken Berlin | Mitte.

Rittig war zuletzt Oberarzt des Gefäßzentrums der Universität Tübingen und hat dort die angiologische Station, das Gefäß-
Untersuchungslabor sowie die Gefäßambulanz mitgeleitet. Die bisherige Chefärztin, Dr. med. Sybille Wunderlich, ist von den DRK
Kliniken Berlin | Mitte zu den DRK Kliniken Berlin | Westend gewechselt, wo unter ihrer Leitung die Klinik für Innere Medizin –
Schwerpunkt Diabetologie eröffnet wird. 

P s yc h i a t r i s c h e  U n i ve r s i t ä t s k l i n i k  d e r  C h a r i t é  i m  A l ex i a n e r  S t . H e d w i g - K ra n ke n h a u s

Bitte informieren Sie uns über Veränderungen bei Chefarztpositionen und  Abteilungsstrukturen in Ihrem Hause. 
Tel. 030/40 80 6-4100/-4101, Fax: -4199, E-Mail: m.braun@aekb.de oder s.rudat@aekb.de

Chefarztwechsel und neue Strukturen

V i va n t e s  A u g u s t e -V i k t o r i a - K l i n i ku m

V i va n t e s  We n c ke b a c h - K l i n i ku m

D R K  K l i n i ke n  B e r l i n

Aus Berliner Krankenhäusern wurden uns folgende Änderungen gemeldet:

Ringvorlesung Medizinethik

Ethische Herausforderungen für die Medizin des 21. Jahrhunderts
Freitag, 14.11.2014
PRÄVENTION DES SEXUELLEN MISSBRAUCHS
Dr. Christine Bergmann, ehem. Unabhängige Beauftragte für Fragen des
sexuellen Kindesmissbrauchs; Bundesminsterin a.D.
Prof. Dr. Klaus Beier, Institut für Sexualwissenschaft und Sexualmedizin,
Charité-Universitätsmedizin Berlin

Freitag, 21.11.2014
ORGANTRANSPLANTATION 
Dr. Detlef Bösebeck, Deutsche Stiftung 
Organtransplantation
Prof. Dr. Klemens Budde, Klinik für Nephrologie, 
Charité-Universitätsmedizin Berlin

Uhrzeit: jeweils 14:15-15:45 Uhr, Ort: Kopsch-Hörsaal, Institut für Anatomie,  Charité, Campus Mitte
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Zusatz-Weiterbildung Geriatrie
Ärztinnen und Ärzte, die die Anerkennung der Zusatzbezeichnung
Geriatrie erwerben möchten, haben gemäß einer Übergangsregelung
bis März 2015 die Möglichkeit, die geforderte Mindestweiterbildungs-
zeit von 18 Monaten durch eine 6-monatige Weiterbildungszeit und
120 Stunden Kurs-Weiterbildung zu ersetzen. Anträge nach dieser Über-
gangsvorschrift müssen spätestens bis zum 13. März 2015 gestellt wer-
den. Nach diesem Datum ist für die Zulassung zur Prüfung der Nach-
weis einer 18-monatigen Weiterbildungszeit verpflichtend.

Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie
Ärztinnen und Ärzte, die eine Weiterbildung in der Zusatz-Weiterbil-
dung Psychotherapie vor dem 28. März 2008 begonnen haben, haben

in einer Frist von sieben Jahren nach Inkrafttreten des 6. Nachtrags
die Möglichkeit, die Zusatzbezeichnung nach den Regelungen der Wei-
terbildungsordnung von 1994 abzuschließen. Anträge gemäß dieser
Übergangsvorschrift müssen spätestens bis zum 30. März 2015 gestellt
werden. 

Für eine Anerkennung nach den Übergangsregelungen ist zu beach-
ten, dass die Erfüllung der Mindestweiterbildungszeiten und -inhalte
ebenfalls bis zu diesem Datum nachgewiesen werden muss. 

Für die Antragstellung nutzen Sie bitte unser online-gestütztes 
Verfahren: http://www.aerztekammer-berlin.de/10arzt/15_
Aerztliche_Weiterbildung/25_Online_Antragsverfahren/index.html

Achtung – Auslaufen von Übergangsfristen
Informationen für Ärztinnen und Ärzte in Weiterbildung und für zur Weiterbildung Befugte

Fortbildungskongress der Ärztekammer Berlin in Kooperation mit der Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft

3. Fortbildungskongress der Ärztekammer Berlin 
in Kooperation mit der Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft 

Nach den Erfolgen der beiden
Fortbildungskongresse der ver-
gangenen zwei Jahre lädt die
Ärztekammer Berlin zusammen
mit der Arzneimittelkommission
der deutschen Ärzteschaft zum 
3. Fortbildungskongress im No -
vember 2014 ein. 
Die Überflutung mit wissen-
schaftlichen und pseudowissen-
schaftlichen Informationen und
die schleichende Veränderung
des Gesundheitswesens hin zur
Gesundheitswirtschaft war einer
der Auslöser dafür, dass dieser
industrieunabhängige Fortbil-
dungskongress 2012 ins Leben
gerufen wurde. 

In diesem Jahr haben wir erneut
ein Programm aufgelegt, das sich
wesentlichen medizinischen 
Herausforderungen widmet und
den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern insbesondere in den
sieben Workshops 
• Management akuter und 

chronischer Kreuzschmerzen 
• Depression: Praxis- und 

leitlinienorientierte Diagnostik
und Therapie

• Die transparente Kommunika-
tion von Risiken 

• Schwindel in der hausärztli-
chen Praxis

• Polypharmazie bei älteren 
Patienten � 

• Arzneimittelinteraktionen
(Möglichkeiten zur Optimie-
rung und Reduktion)

• ADHS im Erwachsenenalter
• Prävention im Alter
die Möglichkeit geben soll, in
kleinen Gruppen und im engen
Kontakt mit den Referenten
Lösungen zu konkreten Fragen
und Aufgabenstellungen aus der
ärztlichen Praxis zu erarbeiten.
Erstmals haben Sie Gelegenheit,
zwei der sieben angebotenen
Workshops zu besuchen.
Der 3. Fortbildungskongress wid-
met sich am ersten Tag aus-
schließlich dem Thema „Unsi-
cherheiten des medizinischen
Screenings“, welches wir 
zusammen mit Ihnen und aus-
gewählten Experten diskutieren
möchten.
Am zweiten Tag werden in den
drei Vorträgen die Themen „Arz-
neimittel im Bestandsmarkt –

 Wie erkenne ich therapeuti-
schen Fortschritt, ,Me-too-
Präparate’ und ,Evergreening’-
Strategien?“, „Rationale antimi-

krobielle Therapie häufiger
Infektionskrankheiten“ sowie
„Personalisierte Onkologie“
kritisch dargestellt. 

Dr. med. Günther Jonitz, Prof. Dr. med. Wolf-
Dieter Ludwig, Dr. med. Matthias Brock-
stedt, Stephan Bernhardt
Freitag, 28. 11. 2014, 17:00 – 19:00 Uhr
Samstag, 29. 11. 2014, 09:20 – 17:00 Uhr
Ärztekammer Berlin
Friedrichstraße 16, 10969 Berlin
28.11.2014:  Kostenlos, 29.11.2014: 45,00 EUR
(Mitglieder Ärztekammer Berlin) 65,00 EUR
(Nichtmitglieder Ärztekammer Berlin)
28.11.2014:   2 Punkte
29.11.2014:   9 Punkte
Dr. med. Henning Schaefer
Tel.: 030/40806-1200
E-Mail: fortbildungskongress@aekb.de
Andrea Hofmann,Tel.: 030/40806-1205
E-Mail: fortbildungskongress@aekb.de
Die Teilnehmerzahl ist begrenzt.

Siehe Homepage der Ärztekammer Berlin:
www.aerztekammer-berlin.de=> Ärzte=>
Fortbildung=> Fortbildungskongress

Kongressleitung:

Termin:

Veranstaltungsort:

Teilnehmerentgelt:

Fortbildungspunkte:

Informationen zum
Inhalt:

Anmeldung:

Programm/
Anmeldeformular:



B E R L I N E R  Ä R Z T E   11/2014 S. 14

B E R U F S -  U N D  G E S U N D H E I T S P O L I T I K

Misstrauen bei der GOÄ-
Reform bleibt
Bericht von der Delegiertenversammlung am 17. September 2014

Zentrales Thema der Delegiertenversammlung am 17. September war die Dauer bau-
stelle GOÄ-Reform. Um den aktuellen Sachstand bei der Novellierung der Gebühren-
ordnung für Ärzte darzustellen, war Theo Windhorst, Vorsitzender des Ausschusses 
„Gebührenordnung“ der Bundesärztekammer sowie Kammerpräsident in Westfalen-
Lippe, eingeladen. Krankheitsbedingt musste Windhorst aber kurzfristig absagen. 
Seinen Part übernahm Hermann Wetzel von der Bundesärztekammer. Weitere Themen 
waren der Sachstandsbericht zur Umsetzung des bundeseinheitlichen Qualitäts siche-
rungsverfahrens in der Reproduktionsmedizin (QS Repromed) durch die Kammer sowie 
der Nachtrag zur Wahl der Prüfer für die Weiterbildungsausschüsse.  

Von Sascha Rudat

Nach einer Einführung durch Kam­
merpräsident Günther Jonitz 

(Marburger Bund) erläuterte Hermann 
Wetzel im ersten Teil seines Vortrages 
zunächst die Historie und die Inhalte der 
Entschlie ßungen und Beschlüsse zur 
GOÄ. Er erklärte den schwierigen 
Prozess, da die Gespräche zwischen der 
Bundesärzte kammer und dem PKV­
Verband immer wieder aufgrund von 
abweichenden Auffassungen zur GOÄ­
Novellierung ins Stocken geraten seien. 
Der Gesprächs zyklus von Juni 2013 bis 
November 2013 endete dann mit dem 
Abschluss einer Rahmenvereinbarung 
zur GOÄ­Novel lierung am 11. November 
2013. Wetzel informierte dann über die 
wesentlichen Inhalte dieser Rahmenver­
einbarung zur GOÄ­Novelle und die 
Problemstellungen, die sich daraus erge­
ben haben. Der zweite Teil seines Vor­
trags umfasste die geplante Weiterent­
wicklung einschließlich der Überarbei­
tungsziele. Er verdeutlichte das neue 
Bewertungsmodell mit der Basisformel 
der Neubewertung einschließlich der 
Bewertungskomponenten.

Anschließend stellte er umfangreiche 
Vergleichsübersichten zwischen der GOÄ 
alt und der GOÄ neu vor. Auf Nachfrage 
von Jonitz, ob und inwieweit dies mit 
der PKV konsentiert sei, antwortete 
Wetzel, dass bisher noch nichts mit der 
PKV abgestimmt sei. 

In der anschließenden Frage­ und Dis­
kus sionsrunde schlug Wetzel reichlich 
Skepsis der Delegierten entgegen. Bernd 
Müller (Liste Allianz) erklärte, dass er die 
Einbeziehung der Basis und insbesonde­
re der Berufsverbände bei diesem Pro­
zess der Novellierung vermisse. Ihm ge­
nügten die dargestellten positiven Bei­
spiele nicht. Mit Veröffentlichung der 
Zahlen sei großer Streit in der Ärzte­
schaft vorprogrammiert. Dies sei  
keine solide Verhandlungsbasis.

Jonitz gab zu bedenken, dass die Forde­
rung nach Transparenz durchaus ver­
ständlich sei, aber auch heikel. Ein inner­
ärztlicher Abstimmungsprozess sei si­
cher notwendig, aber könne bei einem 
so umfänglichen Werk nur in kleinen 
Fachgruppen erfolgen. Ein solches Ver­
fahren sei immer schwierig.  

Hermann Wetzel musste sich weiteren 
kritischen Fragen stellen. Burkhard 
Bratzke (Liste Allianz) äußerte seine 
Befürchtung, dass sich die Erfahrungen, 
die die Ärzte mit dem Einheitlichen 
Bewertungsmaßstab (EBM) als Vergü­
tungssystem gemacht hätten, nun auch 
bei der neuen GOÄ wiederholen könn­
ten. Kammerpräsident Jonitz erinnerte 
daran, dass Hermann Wetzel nur den 
Sachstand darstellen könne und nicht 
politisch für die GOÄ­Verhandlungen 
verantwortlich sei. Er bedankte sich bei 
ihm für den fundierten Vortrag. 

Intensive Gespräche zur  
QS ReproMed 

Im Anschluss beschäftigten sich die De­
legierten mit der „Umsetzung des bun­
deseinheitlichen Qualitätssiche rungsver­
fahrens in der Reproduktions medizin“ 
(QS ReproMed). Dazu hatte ihnen im Juni 
eine Drucksache vorgelegen. Nach um­
fassenden Diskussionen war die Druck­
sache vertagt und auf Vor schlag eine 
Arbeitsgruppe aus Mitglie dern der Dele­
giertenversammlung gebildet worden. 
Unter Federführung von Christian Hand­
rock (Liste Allianz) hatten sich in der Folge 
Antje Blankau (Fraktion Gesund heit), 
Sabine Krebs (Liste Allianz), Matthias 
Bloechle (Liste Allianz) sowie Matthias 
David (Marburger Bund) insgesamt zwei­
mal getroffen. In Vorbereitung der Sitzung 
hatten die Delegierten dann einen Sach­
standsbericht der Arbeits gruppe erhalten.

Wie Handrock berichtete, hatten sich  
die Beteiligten in der ersten Sitzung der 
Arbeitsgruppe im Juli darauf verstän­
digt, die reproduktionsmedizinischen 
Zentren einzuladen, um sie in den 
Entscheidungsprozess einzubeziehen. 
Die gemeinsame Sitzung fand dann im 
September statt. Die Kolleginnen und 
Kollegen vertraten demzufolge die 
Meinung, dass die Datenübermittlung 
zur Qualitätssicherung in der Reproduk­
tionsmedizin nach neuer Form erst dann 
erfolgen sollte, wenn in Zukunft sicher­
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ANZEIGE

Die nächste Delegiertenversammlung der 
Ärztekammer Berlin findet voraussichtlich 
am 26. November 2014 um 20 Uhr statt.

gestellt wird, dass die Datensammlung 
wie bisher in klassischer Weise durch ei­
ne Meldung abgewickelt werden kann. 
Die Datensätze, die für das neue Ver­
fahren notwendig sind, würden dann 
durch einen Intermediär herausgefiltert. 
So kämen keine zusätzlichen und admi­
nistrativen Belastungen auf die einzel­
nen Praxen zu. Dieses Votum sei bereits 
an das Lenkungsgremium QS ReproMed 

übermittelt worden. Sollte eine Einigung 
nicht sichergestellt werden können, wer­
den sich die Betroffenen erneut zur 
Beratung zusammenfinden – mit dem 
Ziel, der Delegiertenversammlung einen 
neuen Entscheidungsvorschlag zu unter­
breiten. Matthias Bloechle ergänzte, 
dass die Einbeziehung der Kollegen aus 
den reproduktionsmedizinischen Ein­
richtungen sehr gut angekommen sei. 

Abschließend verabschiedeten die De­
legierten noch einstimmig die von den 
Weiterbildungsausschüssen beschlosse­
ne und vom Vorstand vorgelegte 
Prüferliste.   
    srd

Elmar Wille gab zum Beginn der Sitzung 
einen Sachstand zum mehrfach erör­

terten Thema „Ärztliche Tätig keit und 
Befreiung von der Rentenver sicherungs­
pflicht“. Die BÄV habe rund 3.000 
Ärztinnen und Ärzte angeschrieben und 
darüber informiert, ob und unter welchen 
Voraussetzungen in Bezug auf die aktu­
elle ärztliche Tätigkeit Klar stel lungs   an­
träge an die Deutsche Rentenver si che­
rung anzuraten seien. Wille betonte, dass 
auch die Delegiertenversammlung in der 
Zwischenzeit gehandelt habe. In der 
Haupt satzung sowie in der Meldeord­
nung der Ärztekammer Berlin sei eine 
Definition der Ärztlichen Berufsausübung 
aufgenommen worden. Die Beitragsord­
nung enthalte bereits eine entsprechende 

Definition. Die Kammer habe sich aber 
nicht damit begnügt, das statusformende 
Mitgliedschaftsrecht zu vereinheitlichen, 
sondern mit Blick auf die Neigung der 
DRV und der Sozialgerichte, die ärztlichen 
Berufsordnungen in den Fokus ihrer Argu­
mentation zu nehmen, auch § 1 Absatz 2 
der Berufsordnung neu gefasst. Die 
Satzungsänderungen seien noch nicht ge­
nehmigt. Man sei jedoch zuversichtlich, 
dass das Genehmigungs verfahren bald 
abgeschlossen werde. Wie Elmar Wille 
weiter ausführte, habe die Kammer das 
Thema auch auf Bundesebene maßgeb­
lich angestoßen. 
Im Anschluss präsentierte Helmut Mälzer 
gewohnt kompetent den Jahresabschluss 
2013. In seiner Präsentation erläuterte er, 

Renten und Anwartschaften
steigen um 0,5 Prozent
Bericht von der Sitzung der Vertreterversammlung der
Berliner Ärzteversorgung am 25. September 2014

Zum letzten Mal in dieser Legislaturperiode ist am 25. September die Vertreterver-
sammlung der Berliner Ärzteversorgung (BÄV) zusammengekommen. Bis zur Neuwahl 
im März 2015 durch die dann neu konstituierte Delegiertenversammlung bleiben die 
zwölf Mitglieder im Amt. Wie der Vorsitzende der Vertreterversammlung, Elmar Wille, 
betonte, ist es gelungen, das neugeschaffene Gremium in den vergangenen drei Jahren 
zu etablieren und eine erfolgreiche Arbeit zum Wohl der BÄV-Mitglieder zu leisten. Der 
Vorsitzende des BÄV-Verwaltungsausschusses, Helmut Mälzer, präsentierte zum drit-
ten Mal die Bilanz. Deren erfreuliches Ergebnis macht erneut eine Dynamisierung der 
laufenden Renten und Anwartschaften möglich: Mehrheitlich beschloss die Vertreter-
versammlung eine Erhöhung um 0,5 Prozent zum 1. Januar 2015.

Von Sascha Rudat

dass die Zahl der Rentenanwärter im ver­
gangenen Jahr auf 27.206 gestiegen ist 
(2012: 26.579), die Zahl der Rentner klet­
terte um 6,3 % auf 6.069. Der Frauenan­
teil der BÄV­Mitglieder ist weiter gestie­
gen, von 50,4 % im Jahr 2012 auf 50,7 % 
im vergangenen Jahr.

Die Zahlungen für Versicherungsfälle stie­
gen um 8,5 % von 141,2 Millionen im Jahr 
2012 auf 153,2 Millionen Euro im Jahr 2013. 
Die Altersrenten machten dabei einen 
Anteil von 77 % (117,9 Millionen) aus, ge­
folgt von Witwen­ und Witwerrenten mit 
8,4 % (12,9 Millionen) und Berufs un fähig­
keitsrenten mit 4,5 % (6,9 Millionen Euro) 
(s. Grafik 1). Deutlich gesunken ist der 
Anteil der vorgezogenen Altersrenten: 
41,2 % (Vorjahr: 54,3 %). „Die Leute arbei­
ten wieder gerne länger“, erklärte Mälzer 
augenzwinkernd. 
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Grafik 1: Die Zahlungen für Versicherungsfälle der BÄV.

Die Beitragseinnahmen sind um 3,3 % auf 
rund 269,6 Mio. Euro gestiegen. Bei den 
Versorgungsabgaben stieg erneut der 
Anteil der Gruppe mit Zahl ungen über 
dem 1,0­fachen Beitragssatz (bezogen auf 
die jeweils einschlägige West­ bzw. Ost­
Beitragsbemessung s grenze der gesetzli­
chen Rentenversiche rung) und zwar auf 
14,3 % (2012: 13,2 %). Das heißt, diese Mit­
glieder zahlen frei­willig mehr ein als sie 
müssten. Der Ver waltungskostensatz blieb 
mit 1,12 % weiterhin erfreulich niedrig. 

Rechnungszins trotz schwieriger 
Finanzmarktlage gehalten
Der Kapitalanlagebestand kletterte er­
neut deutlich mit einem Plus von 6,7 % 
auf rund 6,6 Milliarden Euro. Der Durch­
schnittszins, der sich auf die laufenden 
Erträge und Aufwendungen der Kapital­
anlagen bezieht, fiel von 5,52 % im Jahr 
2012 auf 4,09 % im Berichtsjahr. Die 
Netto ver zinsung, die auch außerordentli­
che Po sitionen wie Zu­ und Abschrei bun­
gen umfasst, sank von 5,14 auf ebenfalls 
4,09 %. 
Durch dieses insgesamt sehr positive 
Ergebnis konnte der Rechnungszins, der 
dem Leistungsversprechen der Berliner 
Ärzteversorgung gegenwärtig zu Grunde 
liegt, wieder bei 4,00 % gehalten werden. 
Helmut Mälzer zeigte sich erfreut, aber 
machte gleichzeitig deutlich, dass die 
Sicherung des Rech nungszinses weiterhin 
das zentrale Thema der Entwick lung des 
Versor gungs werkes bleiben wird. Die 
Erwirt schaftung von Über schüssen zur 
Dyna misierung der Leistungen bleibe un­
ter den aktuellen Rahmenbedingungen 

an den Finanz­ und 
Kapitalmärkten ex­
trem schwierig. Trotz 
der anhaltenden 
Nie drigzinsphase er­
wartet das Versor­
gungs werk aber 
auch für das Jahr 
2014 unter Berück­
sichtigung der bilan­
ziellen Reserven ein 
positives Ergebnis 
aus der normalen 
Geschäftstätigkeit. 
Vom Rohüberschuss 

in Höhe von 133,1 Millio nen Euro konnten 
der Zinsschwan kungs reserve im vergan­
genen Jahr 77,5 Millionen Euro zugeführt 
werden. Der Gesamtbe stand betrug damit 
zum 31.12.2013 rund 400 Millionen Euro. 
Aus dem verbleibenden Rohüber schuss 
von 55,6 Millionen Euro konnten der von 
Rechts wegen eigens vorgesehenen Si cher­
heitsrücklage im Jahr 2013 rund 1,4 Millio­
nen Euro zugeführt werden (Gesamt­
rücklage damit 51,4 Millionen Euro). 
Wie Helmut Mälzer ausführte, reichen die 
Zinsschwankungsreserve und die Sicher­
heitsrücklage zusammen für drei Jahre 
aus, um bei einem Kapitalergebnis mit ei­
ner Nettoverzinsung von 2,0 % auf den 
Rechnungszins von 4,0 % auffüllen zu 
können. 54,2 Millionen Euro wurden der 
Gewinnrückstellung zugeführt, die damit 
zum 31.12.2013 insgesamt 75,6 Millionen 
Euro betrug. 
Verwaltungs­ und Aufsichtsausschuss 
schlugen der Vertreterversammlung des­
halb vor, mittels dieser Rückstellung die 
Anwartschaften (35,9 Millionen Euro) so­
wie die Renten und Kinderzuschüsse (11,6 
Millionen Euro) um jeweils 0,5 % zu erhö­
hen. Die restlichen 28,1 Millionen Euro soll­
ten ins nächste Jahr vorgetragen werden. 
Nachfolgend stellten die Vertreter der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Baker 
Tilly Roelfs ihren Prüfbericht vor. 
Hauptprüfungsgegenstand seien die 
Buchführung, der Jahresabschluss und  
der Lagebericht gewesen. Ein uneinge­
schränk ter Bestätigungsvermerk habe  
erteilt werden können, da die Ordnungs­
mäßigkeit des Jahresabschlusses festge­
stellt worden sei. Es habe keinerlei Be­
anstandungen gegeben. Die Grundsätze 

ordnungsgemäßer Buchführung, des 
Handelsgesetzbuches und der Verord­
nung über die Rechnungslegung von 
Versicherungsunternehmen seien einge­
halten worden. Elmar Wille bedankte sich 
bei den Prüfern und merkte an, dass der 
Bericht aus seiner Sicht schon einer 
„Laudatio“ gleichkomme.
In der anschließenden Diskussion zeigte 
VV­Mitglied Julian Veelken zunächst 
Unverständnis für den Vorschlag, die 
Renten zu dynamisieren. Aus seiner Sicht 
wäre es sinnvoller, die vollständige 
Gewinnrückstellung der Zinsschwan­
kungs reserve zuzuführen, um für eine 
länger anhaltende Niedrigzinsphase ge­
wappnet zu sein. Helmut Mälzer sagte, 
dies sei ein berechtigter Einwand, es stelle 
sich aber immer die Frage, wie sicher man 
gehen wolle. Mit einer Zinsschwankungs­
reserve von 6,5 % des Anlagevermögens 
(rund 400 Millionen Euro) stehe man sehr 
gut da. Franz Mecking, Aktuar der Verwal­
tungsgesellschaft der Versorgungswerke 
(VGV), erläuterte, dass durch die Anhe­
bung der Beitragsbemessungsgrenze ein 
dauerhaft positiver Effekt von zusätzlich 
74,3 Millionen Euro jährlich zu verzeichnen 
sei, der die Dynamisierung ermögliche. 
Die Beitragsmehreinnahmen würden 
durch die Dynamisierung daher als 
Leistungserhöhung zurückgegeben.

In der abschließenden Abstimmung wur­
de zunächst der Jahresabschluss 2013 ein­
stimmig verabschiedet sowie der Ver wal­
tungs­ und der Aufsichtsausschuss durch 
die VV­Mitglieder entlastet. Die Verwen­
dung der Gewinnrückstellung wurde mit 
einer Gegenstimme verabschiedet. 
    srd

Deutsche Rentenver siche-
rung (DRV) versus BÄV

Fall: Geburtsjahrgang 1949, 
Rentenbeginn 2014

35 Jahre Höchstbeitrag zur DRV 
monatl. Rentenanspruch: 1.936 EUR

35 Jahre Höchstbeitrag zur BÄV 
monatl. Rentenanspruch: 3.309 EUR

Eindeutiges Ergebnis: Die Leistungen der 
Berliner Ärzteversorgung
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Wir wollten konkrete Unterstützung 
zum Aufbau einer eigenen Wei­

ter bildungsordnung in den Vereinigten 
Arabischen Emiraten geben, um die 
Weiterbildung nach deutschen Quali­
täts anforderungen auch außerhalb der 
EU zu verwirklichen. Die Ärztekammer 
Berlin räumte wesentliche Hindernisse 
aus dem Weg“, erläuterte Professor Dr. 
Almut Tempka, Vorsitzende des Bil dungs ­
ausschusses der DGOU, die Zielsetzung. 

Diesen neuen, äußerst unkonventionellen 
Weg enger kollegialer und internationaler 
Zusammenarbeit sind die ÄKB und die 
DGOU bei der Etablierung des „Dubai 
Residency Programs in Orthopädie und 
Unfallchirurgie“ gegangen, das kürzlich 
mit der DHA vertraglich vereinbart wurde.

Eine Anfrage von Unfallchirurgen des 
Rashid Hospitals der DHA, weiterhin 
Kollegen in Deutschland weiterzubilden, 
wurde an die DGOU herangetragen. Ein 
mühsamer Weg, weshalb beide Seiten 
nach einer besseren Lösung suchten, die 
Standards der Facharztweiterbildung für 
Orthopädie und Unfallchirurgie nach dem 

Facharztweiterbildung: ÄKB und 
DGOU kooperieren mit Dubai 
Die Ärztekammer Berlin und die Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfall-
chirurgie (DGOU) haben in Dubai gemeinsam mit der Dubai Health Authority (DHA) ein 
strukturiertes Facharzttrainingsprogramm auf Basis der Berliner Weiterbildungs ordnung 
vereinbart, das vom Bundesgesundheitsministerium begrüßt und von der Presse in Dubai 
als „historische Vereinbarung“ bezeichnet wurde.

Muster der Berliner Weiterbildungsord­
nung auch außerhalb Deutschlands mit 
dem Angebot der Ablegung der Facharzt­
prüfung an der Ärztekammer Berlin zu 
etablieren, selbstverständlich unter 
Berücksichtigung der Zuständigkeiten der 
beiden deutschen Partner, für die DGOU 
somit auf Deutschland und für die ÄKB  
auf ihren Kammerbereich begrenzt. 

„Die lange projektbezogene Zusammen­
arbeit zwischen den Kollegen des Rahshid 
Hospitals und der Deutschen Gesellschaft 
für Unfallchirurgie (DGU) im Bereich der 
externen Qualitätssicherung – TraumaNetz ­
werkDGU und TraumaRegisterDGU – mit 
bereits zweimal erfolgreich durchgeführ­
ten Audits und Zertifizierung als überregi­
onales Traumazentrum war Grundlage des 
gegenseitigen Vertrauens diesen neuen 
Schritt im Bereich der Weiterbildung um­
zusetzen“, erklärte Prof. Dr. med. Hartmut 
Siebert, ehemaliger Generalsekretär der 
DGU und DGOU bei der Unterzeichnung 
der Vereinbarung in Dubai.

Der Präsident der Ärztekammer Berlin, Dr. 
med. Günther Jonitz, sagte bei der Unter­

zeichnung: „Kollegiale Zusammenarbeit 
und gute Weiterbildung sind die Grund­
lagen besserer Behand lungs ergebnisse  
bei unseren Patienten. Mit diesem Pilot­
projekt ist ein neuer Weg internationaler 
Kooperation in der Unfall chirurgie und 
Orthopädie betreten worden. 
Perspektivisch ist das eine Blaupause für 
weitere Zusammenarbeit auch in anderen 
medizinischen Bereichen.“

„Diese Vereinbarung eröffnet unseren jun­
gen Ärztinnen und Ärzten die Möglichkeit, 
ihre Weiterbildung in Orthopädie und 
Unfallchirurgie in den Vereinigten Arabi­
schen Emiraten zu absolvieren und die 
Gewissheit zu haben, dass sie eine Deut­
sche Facharztqualifikation erreichen kön­
nen, ohne dafür für mehrere Jahre ins 
Ausland gehen zu müssen“, stellte der 
Direktor der DHA, seine Exzellenz Issa al 
Maidoor, fest.

Das gemeinsam entwickelte Facharzt­
Curriculum entstand in enger Zusam men­
arbeit von fünf Orthopäden und Unfall­
chirurgen: Dr. Jamal Almulla und Dr. Bilal 
el Yafawi vom Rashid Hospitals der DHA  
in Dubai, Prof. Siebert und Prof. Tempka  
von der DGOU sowie Dr. med. Werner  
Wyr wich, Vor stands mitglied der Ärzte­
kammer Berlin. Sie hatten die volle Unter­
stützung der Vorstände aller beteiligten 
Organisa tionen. 

„Das Dubai Residency Programm baut 
vollständig auf der Weiterbildungsord­
nung der Ärztekammer Berlin auf“, erklär­
te Wyrwich. „Es bietet aber darüber hin­
ausgehend einen sehr klar strukturierten 
Ablauf der zu erwerbenden Kompetenzen, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten über die Zeit. 
Auch die Anbindung der Trainees an die 
für sie verantwortlichen Mentoren ist in 
Dubai beispielhaft und vorbildlich gere­
gelt. Hier können wir in Deutschland 
durchaus noch etwas lernen.“

Regelmäßige Überprüfungen der erwor­
benen Fähigkeiten und Fertigkeiten wer­
den in den ersten fünf Jahren durch die 
Gesundheitsbehörde in Dubai gefordert, 
die sich selbst eine externe Qualitätssiche­
rung auferlegt hat. Sie wird mittels eines 
externen Peer­Review­Verfahrens durch 
Experten der DGOU und der ÄKB gewähr­
leistet.

„

Vertragsunterzeichung in Dubai: Werner Wyrwich, Hartmut Siebert, Issa al Maidoor und  
Günther Jonitz (v. l.)
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Die zuvor skizzierten Probleme sind 
nicht neu. Bereits im Jahr 1911 wurde 

die damalige Situation in der Behandlung 
mit Arzneimitteln treffend mit den Wor­
ten „es müsse im Interesse der Ärzte und 
der Besonnenheit ihrer Arzneimittel­
therapie etwas gegen die unübersichtliche 
Sintflut neuer und oft genug unwillkom­
mener Präparate getan werden“ beschrie­
ben. Diese Aussage war Grundlage für die 
Berufung der Arzneimittelkommission, die 
zunächst als Ausschuss des Kongresses 
(später: Gesellschaft) für Innere Medizin 
eingesetzt wurde. 1925 erschien die erste 
Auflage der „Arzneiverordnungen der 
Deutschen Arzneimittelkommission“, 
deren 23. Auflage zurzeit in Vorbereitung 
ist. In ihrer heutigen Form als wissen­
schaftlicher Fachausschuss der Bundes­
ärztekammer (BÄK) wurde die Arznei­
mittelkommission der deutschen Ärzte­
schaft (AkdÄ) 1952 konstituiert. 

Umgang mit Interessenkonflikten

Der AkdÄ gehören circa 40 ordentliche 
und 140 außerordentliche, ehrenamtlich 
tätige Mitglieder an, die aus allen Berei­
chen der Medizin kommen. Ergänzt wird 
die medizinische Expertise durch Mitglie­
der aus Pharmazie, Pharmako ökono mie, 
Biometrie, Medizinethik und aus dem 
Medizinrecht. Eine entscheidende Voraus­
setzung für die Arbeit der AkdÄ ist die 
Unabhängigkeit bei Bewertungen von 
Arzneimitteln und therapeutischen 
Strategien. Alle Mitglieder der AkdÄ sind 
deshalb verpflichtet, finanzielle Beziehun­
gen – insbesondere zu pharmazeutischen 

Für eine rationale und sichere 
Arzneimitteltherapie 
Zum Aufgabenspektrum der Arzneimittelkommission der 
deutschen Ärzteschaft 

Komplexe und sich stetig ändernde gesetzliche Regelungen im Arzneimittelsektor, 
Vorgaben zur Verordnung und Erstattung von Arzneimitteln, eine Flut von nicht 
immer unabhängigen Arzneimittelinformationen und steigende Kosten der Arznei-
mitteltherapie bilden heute die Rahmenbedingungen für die Arzneimitteltherapie in 
Deutschland. So haben sich im Vergleich zum Vorjahr die Kosten für Arzneimittel im 
Jahr 2013 um 3,2 Prozent auf eine Gesamtsumme von 32,11 Milliarden Euro erhöht.

Unternehmern (pU), Herstellern von Me­
dizinprodukten oder industriellen Inte­
ressenverbänden – aber auch intellektuel­
le Interessenkonflikte offenzulegen. Die 
Erklärung der Mitglieder erfolgt vor ihrer 
Berufung, in jährlichen Abständen und bei 
Beteiligung an spezifischen Stellungnah­
men, Bewertungen von Arzneimitteln 
oder Therapieempfehlungen. Seit März 
2014 veröffentlicht die AkdÄ alle relevan­
ten Interessenkonflikte der ordentlichen 
Mitglieder auf ihrer Internetseite (http://
www.akdae.de/Kommission/Organi­
sation/Mitglieder/OM/). 
Ab 2015 ist geplant, auch alle Geldbeträge 
zu veröffentlichen, die ordentliche Mitglie­
der der AkdÄ von Arzneimittel­ und Me­
dizinprodukteherstellern – etwa für 
Vorträge, Beratungen, Fortbildungen oder 
wissenschaftliche Projekte – erhalten ha­
ben. Für den Umgang mit Interessenkon­
flikten haben sich die Mitglieder nach ei­
nem ausführlichen internen Diskussions­
prozess Regeln gegeben (http://www.ak­
dae.de/Kommission/Organisation/Sta­
tuten/Interessenkonflikte/Regeln.pdf). 
Fragen nach der Herstellung von Trans­
parenz und der Reduktion von Interessen­
konflikten gehören hierzu ebenso wie die 
konkrete Beteiligung der Mitglieder bei 
Stellungnahmen und Arzneimittel be­
wertungen.
Mitte des Jahres wurde bei der AkdÄ ein 
Fachausschuss für Transparenz und Un­
abhängigkeit in der Medizin eingerichtet. 
Ziel des Fachausschusses ist die Ent­
wicklung und Verbreitung von Strategien 
zur Vermeidung und zum Umgang mit 
Interessenkonflikten unter Einbeziehung 

der Expertise in den verschiedenen Orga­
nen und Gremien der Selbstver waltung. 
Informationen zum Fachausschuss und 
zum Thema Transparenz und Unabhängig­
keit sind abrufbar unter: http://www.ak­
dae.de/Kommission/Organisation/Sta­
tuten/Interessenkonflikte/Unabhaengig­
keit_Transparenz/index.html.

Nebenwirkungsmeldungen  
an die AkdÄ
Die Meldung von unerwünschten Arznei­
mittelwirkungen (UAW) durch Ärzte an 
die AkdÄ wurde bereits in den 1950er 
Jahren gefordert und umgesetzt durch die 
Herausgabe eines entsprechenden Mel­
debogens und die Etablierung eines Sys­
tems zur systematischen Erfassung und 
Be wertung von spontan gemeldeten UAW 
(„Spontanmeldungen“). Verankert ist dies 
in der ärztlichen Berufsordnung (vgl. 
Berufsordnung der Ärztekammer Berlin:  
§ 6 Mitteilung von unerwünschten Arznei­
mittelwirkungen). UAW können über ei­
nen Bogen im Inter net abrufbar unter: 
http://www.akdae.de/Arzneimittelsicher­
heit/UAW­Mel dung/index.html) oder di­
rekt online gemeldet werden: https://dcg­
ma.org/index.php/uaw­meldung.

Meldungen zu UAW werden zu bereits seit 
langem zugelassenen Arzneimitteln, vor 
allem aber auch zu neuen Arzneimitteln 
erfasst und bewertet. Dies fließt in die 
Beurteilung des therapeutischen Stellen­
werts von Arzneimitteln ein. 

Durch die geänderte europäische Gesetz­
gebung zur Pharmakovigilanz und die be­
schleunigten Zulassungsverfahren haben 
Fragen der Arzneimittelsicherheit an 
Bedeutung gewonnen: Zur Zulassung und 
Markteinführung liegen beispielsweise 
nur sehr eingeschränkte Kenntnisse und 
Erfahrungen zu seltenen und sehr selte­
nen Nebenwirkungen vor, ebenso wie zu 
Nebenwirkungen bei Kindern, Schwange­
ren/Stillenden, älteren und multimorbiden 
Patienten oder auch zu Wechselwirkungen 
mit anderen Arzneimitteln. Da die Stu­
dien  dauer im Rahmen der klinischen 
Prüfung von Arzneimitteln zeitlich be­
grenzt ist, sind Folgen bei einer langfristi­
gen Anwendung der Arzneimittel nicht 
bekannt. 
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Bei Spontanmeldungen sind daher von be­
sonderem Interesse: 
�	 alle schwerwiegenden unerwünschten 

Arzneimittelwirkungen (UAW, die töd­
lich oder lebensbedrohlich verlaufen, 
eine stationäre Behandlung erforder­
lich machen oder verlängern, zu Dauer­
schäden, Behinderung oder Invalidität 
führen oder in kongenitalen Anomalien 
oder Geburtsschäden resultieren)

�	 UAW von neu eingeführten Wirk­
stoffen (bis zu fünf Jahre nach der 
Zulassung)

�	 bisher unbekannte UAW (die nicht in 
der Fachinformation aufgeführt sind)

�	 alle UAW bei Kindern
�	 UAW bei Anwendungen im Off­Label­

Use
�	 UAW, die nach längerer Anwendung 

oder mit zeitlicher Verzögerung nach 
Absetzen eines Medikaments auftre­
ten (Spätfolgen)

�	 die beobachtete Häufung einer be­
stimmten UAW (zum Beispiel allergi­
sche Sofortreaktionen)

�	 UAW, die auf Medikationsfehler zu­
rückzuführen sind.

Seit September 2013 werden durch ein 
schwarzes Dreieck mit der Spitze nach un­
ten (�) und einem kurzen Begleittext sol­
che Arzneimittel gekennzeichnet, die einer 
zusätzlichen Überwachung in der Pharma­
kovigilanz unterliegen. Ärzte, Apotheker 
und Patienten sollen durch das schwarze 
Dreieck darauf aufmerksam gemacht wer­
den, dass besonders bei diesen Arznei­
mitteln eventuell auftretende Neben­
wirkungen berichtet werden sollen. Das 
Nebenwirkungspotenzial eines Medika­

mentes kann somit rascher erkannt wer­
den. Die Europäische Arzneimittel­Agen­
tur (EMA) schreibt kontinuierlich eine Liste 
fort, die die Medikamente unter zusätzli­
cher Überwachung enthält (http://www.
ema.europa.eu/docs/en_GB/document_
library/Other/2013/04/WC500142453.pdf).
Die AkdÄ erreichen jährlich ca. 3.000 
Spontanmeldungen. Jeder Arzt, der der 
Kommission UAWs mitteilt, erhält von der 
AkdÄ eine Rückmeldung, die die aktuelle 
Fachinformation zum Arzneimittel und 
Angaben zur Häufigkeit der UAW im 
Spontanmeldesystem enthält. Experten 
der AkdÄ nehmen nach den sogenannten 
WHO­UMC­Kriterien (http://www.who.
int/medicines/areas/quality_safety/sa­
fety_efficacy/WHOcausality_assess­
ment.pdf) eine Kausalitätsbewertung der 
Spon t anmel dung vor. Dabei spielen bei­
spielsweise der zeitliche Zusammenhang 
zwischen der Einnahme und dem Auf­
treten der UAW, dem Verschwinden der 
UAW nach dem Absetzen des Medika­
ments und dem Wiederauftreten der 
UAW nach erneuter Einnahme sowie 
Begleiterkrankun gen und Begleitmedi­
kationen eine Rolle.

Die Weite r leitung der Spontanmeldun ­
gen – ohne Angaben zu den meldenden 
Ärzten – an das Bundesinstitut für Arznei­
mittel und Medizinprodukte (BfArM) oder 
an das Paul­Ehrlich­Institut (PEI) sowie ge­
meinsame Expertenkommissionen mit 
diesen Institutionen garantieren eine 
Beteiligung der AkdÄ am Pharmakovigi­
lanz system. Risikoinformationen zu 
Arzneimitteln werden durch die AkdÄ 
über einen Newsletter versendet (Drug 
Safety Mail) und Risiko bekanntgaben im 
Deutschen Ärzteblatt veröffentlicht. 

Arzneimitteltherapiesicherheit
(AMTS) und Medikationsplan

Schon frühzeitig hat sich die AkdÄ koordi­
nierend an den vom Bundes ministerium 
für Gesundheit geförderten drei Aktions­
plänen zur Verbesserung der Arzneimittel­
therapiesicherheit (AMTS) 2008/2009, 
2010–2012 und 2013–2015 mit insgesamt 
130 Einzelmaßnahmen beteiligt: http://
www.akdae.de/AMTS/index.html.
Einen besonderen Stellenwert nimmt da­
bei der von der Koordinierungsgruppe ent­
wickelte Medikationsplan ein (siehe Abb.). 

So hat der Sachverständigenrat für die 
Entwicklung im Gesundheitswesen in sei­
nem 2012 vorgestellten Sondergutachten 
zum Wettbewerb an der Schnittstelle zwi­
schen ambulanter und stationärer Ge sund­
heitsversorgung festgestellt, dass „der 
behandelnde Arzt einen vollständigen 
Überblick über die Arzneimittel his torie des 
Patienten haben [muss]. Dazu gehören 
vollständige Angaben über alle aktuell ein­
genommenen Arzneimittel inklusive frei 
verkäuflicher (Over­the­Counter) Medi­
kamente und im Einzelfall auch solche, die 
früher eingenommen wurden.“

ANZEIGE
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Stellungnahmen und Bewer-
tungen von Arzneimitteln

Satzungsgemäß fertigt die AkdÄ Stellung­
nahmen zu allen relevanten Themen an, 
die mit der Herstellung, Bezeichnung, 
Verteilung und Verwendung von Arznei­
mitteln und damit auch mit der Arznei­
mit teltherapie im Zusammenhang stehen. 
Das betrifft Einschätzungen zu deutschen 
und europäischen Gesetzesvorhaben (z. B. 
Arzneimittelgesetz, Arzneimittelver schrei­
bungsverordnung und Richtlinien zur 
Pharma  kovigilanz). Seit mehr als drei 
Jahren beteiligt sich die AkdÄ als zur 
Stellungnahme berechtigte Organisation 
(gemäß § 92 Abs. 3a SGB V) am Verfahren 
der frühen Nut zen bewertung von Arznei­
mitteln. Mit der im Gesetz zur Neuord­
nung des Arznei mit telmarktes (AMNOG) 
vorgeschriebenen frühen Nutzenbewer­
tung und den am Zusatznutzen orientier­
ten Verhand lungen des Erstattungsbe­
trags zwischen Spitzen verband der Kran­
kenkassen und pU hat der Gesetzgeber ei­
nen Paradigmen wechsel im Umgang mit 
neu in den Markt eingeführten Arznei­
mitteln eingeleitet.
So entscheidet der G­BA, ob ein nach dem 
1. Januar 2011 neu in den Markt eingeführ­
tes Arzneimittel einen Zusatznutzen ge­
genüber der zweckmäßigen Vergleichs­
therapie für das Anwendungsgebiet be­
sitzt. Wird ein solcher Zusatznutzen durch 
den G­BA festgestellt, folgt eine Verein­
barung über den Erstattungsbetrag zwi­
schen GKV­Spitzenverband und pU, bei 
Nichteinigung entscheidet eine Schieds­
stelle. Wenn kein Zusatznutzen festge­
stellt wird, kann das Arzneimittel in eine 
Festbetragsgruppe eingeordnet werden 
oder es wird ein Erstattungsbetrag zwi­
schen GKV­Spitzenverband und pU ausge­
handelt.

Die AkdÄ hat bisher 40 Stellungnahmen in 
der Nutzenbewertung abgegeben. Die 
Stellungnahmen werden über den AkdÄ­
Newsletter „AkdÄ News“ verteilt. Fasst 
man die bisherigen Erfahrungen zusam­
men, so lässt sich feststellen, dass weder 
ein neuartiges Wirkprinzip oder eine inno­
vative biochemische Struktur noch der 
Nachweis der pharmakologischen Wirk­
sam keit und Sicherheit im Rahmen der 
Zulassung garantieren, dass durch diesen 

Wirkstoff auch ein überzeugender, patien­
tenrelevanter Zusatznutzen und damit ein 
therapeutischer Fortschritt erreicht wird.
Vor diesem Hintergrund ist die Entschei­
dung des Gesetzgebers auf Unverständnis 
und auch Ablehnung in der Ärzteschaft 
gestoßen, die Nutzenbewertung von 
Arzneimitteln des Bestandsmarkts zu be­
enden. Damit wurde eine Chance vertan, 
die bei neu eingeführten Arzneimitteln 
geschaffene Transparenz auch für Arz­
neimittel des Bestandsmarkts zu errei­
chen sowie aktuell und zukünftig eine 
qualitativ hochwertige, aber auch wirt­
schaftliche Arzneimittelversorgung sicher­
zustellen. Der mit der Nutzenbewertung 
gebahnte Informationszugang zu objekti­
ven Arzneimittelinformationen wäre gera­
de für Arzneimittel des Bestandsmarkts 
wünschenswert gewesen.

Unabhängige Arzneimittel - 
in for mationen/Publikationen
Basierend auf den Angaben des Europäi­
schen Öffentlichen Bewertungsberichts 
(EPAR) der EMA veröffentlicht die AkdÄ ih­
re Online­Publikation „Neue Arzneimittel“ 
bei Markteinführung in Deutschland. 
Hierin wird für neu zugelassene Arznei­
mittel bzw. neue Anwendungsgebiete bei 
bereits zugelassenen Arzneimitteln in der 
Europäischen Union (EU) über Indikation, 
Bewertung, klinische Studien, unerwün­
schte Arzneimittelwirkungen sowie über 
Anwendung bei besonderen Patienten­
gruppen, Dosierung und Kosten informiert. 
Beteiligt sich die AkdÄ am Stellungnahme­
verfahren zur Nutzenbewertung, so ist 
auch diese Bewertung abrufbar (s. o.).
Die AkdÄ bietet drei E­Mail­Newsletter an: 

AkdÄ News
Aktivitäten, Termine und Publikationen 
der AkdÄ sowie Stellungnahmen im 
Rahmen der frühen Nutzenbewertung 
nach § 35a SGB V. 

Drug Safety Mail
Aktuelle Risikoinformationen zu 
Arzneimitteln per E­Mail, z. B. zu Rote­
Hand­Briefen und Bekanntgaben im 
Deutschen Ärzteblatt. 

Neue Arzneimittel
Informationen zu neu zugelassenen 
Arzneimitteln, basierend auf den 

Angaben des Europäischen Öffentlichen 
Bewertungsberichts (EPAR) der Euro­ 
päi schen Arzneimittel­Agentur (EMA).
Anmeldung unter: www.akdae.de.

Neue mediale Wege geht die AkdÄ mit ih­
rer regelmäßig erscheinenden Zeitschrift 
„Arzneiverordnung in der Praxis“, eine  
von vier unabhängigen deutschen 
Mitgliedszeitschriften der „International 
Society of Drug Bulletins“ (ISDB). Ab 2015 
werden die Ausgaben frei zugänglich aus­
schließlich online über die Homepage der 
AkdÄ zur Verfügung stehen: http://www.
akdae.de/Arzneimitteltherapie/AVP/. 
Die AkdÄ ist Herausgeber von evidenzba­
sierten Therapieempfehlungen (http://
www.akdae.de/Arzneimitteltherapie/TE/
index.html) und beteiligt sich am pharma­
kotherapeutischen Teil der Nationalen 
VersorgungsLeitlinien. Von der KBV wird 
die in Zusammenarbeit mit der AkdÄ er­
stellte „Wirkstoff AKTUELL“­Beilage regel­
mäßig herausgegeben. Diese Beilage im 
Deutschen Ärzteblatt vermittelt unabhän­
gige Infor mationen über Wirkstoffe oder 
Wirk stoffgruppen sowie deren therapeuti­
schen Stellenwert und gibt Empfeh lungen 
zur wirtschaftlichen Verordnungsweise.  
In ihren regelmäßig stattfindenden 
Fortbildungsveranstaltungen in verschie­
denen Bundesländern, die gemeinsam mit 
den jeweiligen regionalen Landesärzte­
kammern und Kassenärztlichen Vereini­
gungen angeboten werden, vermitteln 
Experten der AkdÄ einen Überblick über 
aktuelle Fragen der Pharmakotherapie in 
einem ausgewählten Indikationsgebiet, 
informieren über neue Arzneimittel und 
über aktuelle Themen sowie interessante 
Fälle aus der Pharmakovigilanz und der 
Arzneimitteltherapiesicherheit. Die Ter­
mine der Fortbildungsveranstaltungen 
werden über die Homepage der AkdÄ be­
kanntgegeben. Die Vorträge können dort 
nach den Veranstaltungen abgerufen wer­
den (http://www.akdae.de/Fortbildung/
Veranstaltungen).
Literaturnachweise sind bei der Redaktion 
erhältlich. Lesen Sie auch den Gastkom­
mentar von Prof. Ludwig auf S. 3 dieser 
Ausgabe.

Verfasser: Dr. med. Katrin Bräutigam
Geschäftsführerin der AkdÄ
Prof. Dr. med. Wolf­Dieter Ludwig
Vorsitzender der ÄkdÄ
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Wir geben Auskunft.

Die Wahlvorschläge 
zur  14. Delegiertenversammlung 
der Ärztekammer Berlin

BEGINN: MITTWOCH, 15. OKTOBER 2014 
ENDE: FREITAG, 5. DEZEMBER 2014, 18:00 UHR
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ListeÄrztekammer Berlin Wahlen zur 14. Delegiertenversammlung

Wir werden als die unabhängige Stimme der 
ärztlichen Vernunft wahrgenommen!

Wir treten ein für eine Abkehr von der Kommerzi-
alisierung hin zur Werteorientierung einer
menschlichen Medizin durch Scha�ung der 
notwendigen Voraussetzungen am ärzt-
lichen Arbeitsplatz, zur Konzentration auf
die ärztliche Tätigkeit.

Wir sind unbequem, aber meist einen Schritt
voraus!

Wir treten ein für die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie durch familienfreundliche 
Rahmenbedingungen, wie verlässliche
Dienstplangestaltung und Kinderbetreuung.

Wir garantieren den unabhängigen, im 
Interesse der Patienten handelnden, 
ärztlichen Sachverstand.

Wir treten ein für eine strukturierte Weiter-
bildung mit erfüllbaren Katalogen, für eine
Evaluation der Weiterbilder und Weiterbil-
dungsstätten.

Wir treten ein für eine Professionalisierung 
der Kammerdienstleistungen gegenüber
den Mitgliedern.

Wir wehren uns gegen unseriöse, 
populistische Heilsversprechen!

Wir wollen ein Gesundheitswesen, das sich 
am Nutzen für den Patienten und nicht 
am �nanziellen Ergebnis orientiert!

Wir haben das Thema „Patientensicherheit“ 
initiiert und salonfähig gemacht.

Wir wollen, dass der Arztberuf im Interesse 
seiner Patienten frei und selbstbestimmt
bleibt.

wir bitten Sie, bei der anstehenden Kammerwahl
Ihre Stimme der Liste „Marburger Bund“ zu
geben!!! Unter der Führung des MB ist die Ärzte-

kammer Berlin in den vergangenen Jahren zu einer sehr respek-
tierten, weil integren Vertretung des ärztlichen Berufsstandes
geworden. Wir kümmern uns in der Ärztekammer sektorenüber-
greifend um alle relevanten medizinischen und berufspolitischen
Themen und ganz gezielt auch um die Sicherstellung der Ärzte-
versorgung.

Unsere Kandidatinnen und Kandidaten kommen aus allen 
Bereichen der ärztlichen Berufsausübung: Krankenhaus, Kas-
senpraxis, Klinikmanagement, Wissenschaft und Forschung. Aber
auch Kolleginnen und Kollegen, die nicht mehr, oder vorüber-
gehend nicht ärztlich tätig sind, z. B. wegen Rente, Mutterschutz
und Elternzeit engagieren sich für Sie und die Wahrung Ihrer
Interessen.

Sehr geehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege,   

Gradlinige politische Inhalte und integre ärztliche Haltung in
der Politikberatung sind eine wichtige Grundlage, um ärztliche
Interessen gegenüber Politik und Ö�entlichkeit besser zu ver-
treten! Dafür stehen wir!

Bitte unterstützen Sie die Arbeit des MB in 
der Ärztekammer Berlin mit Ihrer Stimme:

•  für eine starke MB-Fraktion in der 
Delegiertenversammlung

•  für eine starke Vertretung des MB im Kammervorstand

•  für einen Kammerpräsidenten Dr. Günther Jonitz     

Wir danken Ihnen für Ihre Unterstützung!  

Für die Liste 6 Marburger Bund 

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

gez. Dr. Günther Jonitz
Kammerpräsident und MB-Spitzenkandidat

gez. Dr. Peter Bobbert
MB-Landesvorsitzender und auf MB-Listenplatz 2

2014

KAMMERWAHL
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V.i.S.d.P.: Reiner Felsberg, Geschäftsführer Marburger Bund, Landesverband Berlin/Brandenburg

B E R L I N E R  Ä R Z T E                                    WAHLVORSCHLAG 6
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ListeÄrztekammer Berlin Wahlen zur 14. Delegiertenversammlung

Wir werden als die unabhängige Stimme der 
ärztlichen Vernunft wahrgenommen!

Wir treten ein für eine Abkehr von der Kommerzi-
alisierung hin zur Werteorientierung einer
menschlichen Medizin durch Scha�ung der 
notwendigen Voraussetzungen am ärzt-
lichen Arbeitsplatz, zur Konzentration auf
die ärztliche Tätigkeit.

Wir sind unbequem, aber meist einen Schritt
voraus!

Wir treten ein für die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie durch familienfreundliche 
Rahmenbedingungen, wie verlässliche
Dienstplangestaltung und Kinderbetreuung.

Wir garantieren den unabhängigen, im 
Interesse der Patienten handelnden, 
ärztlichen Sachverstand.

Wir treten ein für eine strukturierte Weiter-
bildung mit erfüllbaren Katalogen, für eine
Evaluation der Weiterbilder und Weiterbil-
dungsstätten.

Wir treten ein für eine Professionalisierung 
der Kammerdienstleistungen gegenüber
den Mitgliedern.

Wir wehren uns gegen unseriöse, 
populistische Heilsversprechen!

Wir wollen ein Gesundheitswesen, das sich 
am Nutzen für den Patienten und nicht 
am �nanziellen Ergebnis orientiert!

Wir haben das Thema „Patientensicherheit“ 
initiiert und salonfähig gemacht.

Wir wollen, dass der Arztberuf im Interesse 
seiner Patienten frei und selbstbestimmt
bleibt.

wir bitten Sie, bei der anstehenden Kammerwahl
Ihre Stimme der Liste „Marburger Bund“ zu
geben!!! Unter der Führung des MB ist die Ärzte-

kammer Berlin in den vergangenen Jahren zu einer sehr respek-
tierten, weil integren Vertretung des ärztlichen Berufsstandes
geworden. Wir kümmern uns in der Ärztekammer sektorenüber-
greifend um alle relevanten medizinischen und berufspolitischen
Themen und ganz gezielt auch um die Sicherstellung der Ärzte-
versorgung.

Unsere Kandidatinnen und Kandidaten kommen aus allen 
Bereichen der ärztlichen Berufsausübung: Krankenhaus, Kas-
senpraxis, Klinikmanagement, Wissenschaft und Forschung. Aber
auch Kolleginnen und Kollegen, die nicht mehr, oder vorüber-
gehend nicht ärztlich tätig sind, z. B. wegen Rente, Mutterschutz
und Elternzeit engagieren sich für Sie und die Wahrung Ihrer
Interessen.

Sehr geehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege,   

Gradlinige politische Inhalte und integre ärztliche Haltung in
der Politikberatung sind eine wichtige Grundlage, um ärztliche
Interessen gegenüber Politik und Ö�entlichkeit besser zu ver-
treten! Dafür stehen wir!

Bitte unterstützen Sie die Arbeit des MB in 
der Ärztekammer Berlin mit Ihrer Stimme:

•  für eine starke MB-Fraktion in der 
Delegiertenversammlung

•  für eine starke Vertretung des MB im Kammervorstand

•  für einen Kammerpräsidenten Dr. Günther Jonitz     

Wir danken Ihnen für Ihre Unterstützung!  

Für die Liste 6 Marburger Bund 

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

gez. Dr. Günther Jonitz
Kammerpräsident und MB-Spitzenkandidat

gez. Dr. Peter Bobbert
MB-Landesvorsitzender und auf MB-Listenplatz 2

2014

KAMMERWAHL

6

V.i.S.d.P.: Reiner Felsberg, Geschäftsführer Marburger Bund, Landesverband Berlin/Brandenburg
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eine starke Liste für alle Ärzte

Alle 28 Kandidaten der Liste Hartmannbund und de-
taillierte Informationen zu unserer politischen Arbeit 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

als einziger Verband für alle Ärztinnen und Ärzte � fachübergrei-
fend � sind wir das Bindeglied für Kliniker, Angestellte und Nie-
dergelassene. Unsere politische Arbeit und unsere Positionen 
gründen auf einem breiten Konsens innerhalb der Ärzteschaft.

Wir setzen uns ein für:

  unsere Entscheidungsfreiheit im ärztlichen Handeln

  eine Qualitätsdiskussion nur mit ärztlichem Sachverstand

  bessere Arbeitsbedingungen und zeitgemäße 

  strukturierte Bedingungen in der Weiterbildung und 
eine adäquate Berücksichtigung in der Finanzierung

  Chancengleichheit am Arbeitsplatz

  eine berufsständische Versorgung für alle Ärztinnen u. Ärzte

 eine leistungsgerechte Honorierung ärztlicher Tätigkeit

  bessere Arbeitsbedingungen, Aufstiegschancen 
und Bezahlung im ÖGD und für wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen u. Mitarbeiter

Es ist an der Zeit querzudenken:
Für nicht fremdbestimmte und 

PD Dr. med. Uwe Torsten
Facharzt für Gynäkologie (Chefarzt)

Liste Hartmannbund

Ärztliche Tätigkeit über 65 ?
Jetzt erst recht!

Dr. med. Rudolf Gottlieb Fitzner
Facharzt für Laboratoriumsmedizin

Liste Hartmannbund

Arbeitszeitmodelle: Familie und 
Beruf müssen vereinbar sein!

Miriam Vosloo
Ärztin in Weiterbildung (Chirurgie)

Liste Hartmannbund

Dr. med. Daniel Peukert
Facharzt für Orthopädie und Chirurgie

Liste Hartmannbund
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Liste 2 Hartmannbund
Ihre Stimme für eine solidarische und 
damit starke Selbstverwaltung.
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UNTERSTÜTZEN SIE UNS!

www.fraktiongesundheit.de

FrAktion 
Gesundheit

Gegen die zunehmende Ökonomisierung

Denn der Patient ist kein Kunde und Gesundheit keine Ware

Gute Arbeitsbedingungen für alle Gesundheitsberufe

Nur durch gemeinsame Anstrengungen können wir Mindest-
personalzahlen, gerechte Löhne und altersgerechte Arbeit erreichen

Weiterbildung, die weiter bringt 

Weg von der reinen Auflistung von Richtzahlen hin zur Bildung 
einer ärztlichen Persönlichkeit. Die Weiterbildung muss besser 
strukturiert und endlich ambulant wie stationär finanziert werden

Eine gute Arbeitswelt für Ärztinnen und Ärzte 

Damit auch Familie und Karriere vereinbar sind

Herausforderungen in der ambulanten 
Medizin gemeinsam lösen 

Wir setzen uns für Kollegialität und fachübergreifende 
Zusammenarbeit ein und sind gegen eine Selbstbedienungs-
mentalität in der KV

Für eine menschliche Medizin

Die Menschenrechte achten heißt bei zunehmender 
Armut – insbesondere bei Kindern und Alten – die 
gesundheitlichen Folgen zu benennen und anzugehen

Zwei-Klassen-Medizin beenden

Unsere Vision: Wir behandeln alle unsere Patienten ohne 
Unterschied gleich

Psychosoziale Medizin fördern 

Durch ein partnerschaftliches Verständnis unserer Arbeit 
und Achtung der Autonomie des Patienten

Korruption im System bekämpfen

Wir sagen dem pharmazeutisch-industriellen 
Komplex den Kampf an

Krankheit ist ohne Politik nicht heilbar 

Wir brauchen – auch als Ärztekammer – ein stärkeres
politisches Engagement

GUTE BESSERUNG
Ä R Z T E K A M M E R W A H L  2 0 1 4
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BITTE ACHTEN SIE AUF UNSERE

WAHLBROSCHÜRE IN DIESEM HEFT.
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Dr. Matthias Blöchle
Prof. Dr. Vittoria Braun
Dr. Hans-Detlef Dewitz
Ralph A. Drochner
Dr. Klaus Ebel
Dr. Erich Wolfgang Fellmann
Dr. Rainer Ganzel
Dr. Florian Garbe
Volker Hallanzy
Dr. Christian Handrock
Dr. Regine Held
Prof. Dr. Dr. Michael Herzog

Dr. Svea Keller
Dr. Sabine Krebs
Dr. Dittmar Kruska
Dr. Christian Leinhos
Dr. Matthias Lohaus, MPH
Helmut Mälzer
Univ.-Prof. Dr. Harald Mau
Dr. Jobst Meißner
Dr. Bernd Müller
Dipl.-Med. Frank Nauschütz
Carsten Petersen
Prof. Dr. Walter Schaffartzik

Prof. Dr. Volkmar Schneider
Dr. Michael-Roman Skoblo
Dr. Stefan Skonietzki
Dr. Klaus - Peter Spies
Dr. Thomas Stavermann
Prof.h.c. Dr. Almut Tempka
Dr. Roland Urban
Dr. Uwe von Fritschen
Dr. Hans-Herbert Wegener
Dr. Jutta Weinerth
Dr. Thomas Wildfeuer

Dr. Elmar Wille

(§1 BÄO) und die Bewahrung der 
freien Arztwahl

� weiterhin freien Zugang zur 
Ärzteversorgung für alle Ärzte

� eine transparente, serviceorientierte 
Ärztekammer

für gegen unsere Bilanz
� Der Ärztekammerbeitragssatz

wurde weiter gesenkt
� Die Unabhängigkeit unseres Ver-

sorgungswerkes wurde erhalten
� Die Altersversorgung bei höherer 

Lebenserwartung wurde sicher 

seit 16 Jahren erfolgreich im Vorstand der Ärztekammer Berlin

� die Spaltung der Ärzteschaft in 
Haus- und Fachärzte

� Bevormundung der Ärzteschaft durch 
Politik und Krankenkassen

� die geplante Deckelung privat-
ärztlicher Leistungen in der GOÄ

© JiSign - Fotolia.com

Lesen Sie weiter im Internet unter www.Allianz-Berliner-Aerzte.de

ALLIANZ BERLINER ÄRZTE - NAV-Virchow-Bund - MEDI Verbund
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Mehr Hausärzte in der Kammer – unsere Chance!
Wählen Sie die Liste 5 - Hausärzte in Berlin! 

Wir treten an für 

✔ unabhängige, kompetente Hausärztinnen und Hausärzte
✔ Entbürokratisierung ärztlicher Tätigkeit
✔ strukturierte Weiterbildung und zeitnahe Genehmigung der Förderung
✔ Finanzmittel aus dem Gesundheitsfond zur einheitlichen Förderung für 

Weiterbildung in Klinik und Praxis
✔ keine Einmischung der Politik in das ärztliche Versorgungswerk und  sichere Renten
✔ Umbau der Ärztekammer zu einem Dienstleister für Ärzte
✔ zukunftssichere Weiterentwicklung der GOÄ für die Hausärzte

Unsere Kandidatinnen und Kandidaten
Dr. med. Wolfgang Kreischer, Dr. med. Gabriela Stempor, Dr. med. Joung-Sook Authenrieth,
Stephan Bernhardt, Dr. med. Sabine Feige, Dr. med. Hans-Peter Hoffert, Doris Höpner, Dr.
med. Margit Lauff, Bettina Linder, Dr. med. Sylva Mitterdiami, Dr. med. Hans-Gerhard Reim,
Dipl.-Med. Dieter Schwochow, Dr. med. Irene Vetter, Dr. med. Holger Wloch

Hausärzteverband Berlin und Brandenburg e.V. (BDA), Bleibtreustraße 24, 10707 Berlin, Telefon 030/3129243, 
Fax 030/3137827, www.bda-hausaerzteverband.de, info@bda-hausaerzteverband.de

(V.i.S.d.P.: Dr. med. Wolfgang Kreischer)

Hausärzteverband Berlin und
Brandenburg e.V. (BDA)

B E R L I N E R  Ä R Z T E                                    WAHLVORSCHLAG 5
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Unter strahlend blauem Himmel be­
grüßten Günther Jonitz und Helga 

Lieser, Vorsitzende der „Initiative Ber­
liner Zeitungsviertel“, Mitte Sep tember 

Anfänge des deutschen Films: 
Ärztekammer Berlin weiht 
Informationstafel ein
„Wenn man irgendwo lebt und arbeitet, muss man sich der Geschichte stellen – im 
Guten wie auch im Schlechten“, sagte Kammerpräsident Dr. med. Günther Jonitz bei 
Einweihung einer Informationstafel in der Friedrichstraße 16. Sie erinnert an Oskar 
Messter (1866-1943), den Begründer des deutschen Films und an sein „Gläsernes 
Atelier“, das sich einst am heutigen Kammerstandort befand.

Von Michaela Braun

im Beisein von Bezirksstadträtin Jana 
Borkamp (Bündnis 90/Die Grünen) zahl­
reiche Gäste zu einer kleinen Feier­
stunde. „Hier wurde vor rund 100 Jahren 

Filmgeschichte ge­
schrieben“, erinnerte 
Jonitz in seiner An­
sprache. „Mit der 
Tafel wollen wir aber 
auch auf Messters 
unrühmliche Rolle als 
Kriegspropagan dist 
und Unterstüt zer des 
Naziregimes auf­
merksam machen.“ 
Und er machte deut­
lich, dass es sich die 
Ärztekammer Ber lin 
nicht leicht mit der 
Person Messter ge­
macht hatte. So wa­
ren von verschiede­
nen Seiten Stellung­
nahmen eingeholt 
worden, die schließ­
lich in einem Textent­
wurf der His torikerin 
Dr. Dietlinde Peters 
ihren Niederschlag 
fanden. 

An die aus histori­
scher Sicht umstrit­
tene Person Messters 
knüpfte dann auch 
Bezirksstadträtin 
Borkamp in ihrer 
Rede an. Sie freute 

sich über die gelungene Kooperation 
und betonte, dass man auch in der 
Gedenktafelkommission intensiv disku­
tiert habe. Die Frage: „Was ist erinnerns­
wert, was sind die Schattenseiten der 
Person und wie stellt man diese im öf­
fentlichen Raum dar“ sei ausgiebig be­
sprochen worden. Der von Ärztekammer 
Berlin und der „Initiative Berliner 
Zeitungsviertel“ vorgelegte Tafeltext  
sei aber sehr überzeugend gewesen  
und habe große Zustimmung erfahren.

So war Oskar Messter vor allem Erfinder, 
Techniker, Produzent und Regisseur.  
Er nutzte bereits bekannte Systeme von 
Thomas Alva Edison und den Gebrüdern 
Lumière, entwickelte eigene Geräte und 
begann diese gewerblich zu vertreiben. 
Um die Käufer auch mit „Software“ ver­
sorgen zu können, errichtete Messter 
um die Jahrhundertwende in der Frie­
drichstraße 16 ein Studio – das Gläserne 
Atelier – und drehte dort eigene Kurz­
filme. Dabei hatte er ein Händchen für 
Stoffe und Schauspieler – zahlreiche 
Filmstars wurden von ihm entdeckt und 
verpflichtet. Die Schauspielerin Henny 
Porten machte er zum ersten deutschen 
Stummfilmstar.

Der Ausbruch des Ersten Weltkriegs 
bremste die Unterhaltungsindustrie und 
Messter suchte neue Betätigungsfelder, 
die er an der Front fand. Als Mitglied des 
Generalstabs verhandelte er für seine 
„Messter­Woche“ gute Konditionen und 
berichtete fortan regelmäßig in der 
Heimat über den Kriegsverlauf. Zudem 
wurde die Wochenschau ins neutrale 
Ausland exportiert und dort zur Propa­
ganda eingesetzt. An der Westfront wie­
derum unterhielt „Messters­Kriegskino“ 
die Soldaten. Außerdem entwickelte er 
für die Luftwaffe ein Zielübungsgerät 
und Spezialkameras für die Luftbild auf­
klärung, die nach dem Krieg auch für  
zivile Zwecke genutzt wurden.

1917 entstand auf Initiative der obersten 
Heeresleitung die Universum Film AG 
(Ufa) und Messter verkaufte seine 
Firmen. Ohne nennenswerte Erfolge in 
den folgenden Jahren, bekannte er sich 
bereits 1933 positiv zum National so zia­
lismus, wodurch er – so vermuten 

Helga Lieser, Jana Borkamp und Günther Jonitz mit der gläsernen 
Tafel.
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Filmhistoriker – seine filmgeschichtliche 
Bedeutung und sein Renommee in die 
„neue Zeit“ übertragen wollte.

Die Idee, an den Filmstandort Frie drich­
straße 16 zu erinnern, entstand unab­
hängig voneinander bei der Kammer 
und bei der „Initiative Berliner Zeitungs­
viertel e.V.“ und durch einen glücklichen 
Zufall kamen beide zusammen. Bereits 
2007 von Publizisten, Journalisten, 
Wissenschaftlern, Museumsdirektoren, 
Verbands­ und Verlagsrepräsentanten, 
Ausstellungskuratoren sowie Gestaltern 
gegründet, hat es sich der Verein zur 
Aufgabe gemacht, an das historische 
Medienquartier rund um die Berliner 
Friedrichstraße zu erinnern. In ihrer Rede 
zur Enthüllung der Tafel am Eingang der 
E.T.A.­Hoffmann­Promenade erklärte die 
Vorsitzende Helga Lieser dann auch, 
dass hier Anfang des 20. Jahrhunderts 
zusätzlich zu Zeitung und Zeitschrift der 
Film als Massenmedium entstanden sei 
und somit zur Mediengeschichte gehöre. 
„Das ist zum einen die Geschichte des 
Films als Medium, ein Medium, das auf­
klären, aber auch politisch indoktrinie­
ren und manipulieren kann. Dazu gehört 
ebenso die Geschichte der Filmzensur. 
Und auch die Geschichte der Produ­
zenten, Regisseure und Schauspieler“, 
so Lieser weiter.

Tiefere Einblicke in die Geschichte 
Messters gab abschließend der Film­
historiker Dr. Ralf Forster vom Film­
museum Potsdam. So habe Messters 
Leben aus „einer lichten und einer ver­
schatteten Phase“ bestanden. Die erste 
Phase dauerte ungefähr von 1896 bis 
1918. Messter machte seine wohl wich­
tigste Erfindung, das Malteserkreuz, das 
das Problem des ruckweisen Filmtrans­
ports bei der Projektion löste und noch 
heute Bestandteil aller Filmprojektoren 
ist. Zudem stellte er „die Dreieinigkeit 
des Filmgewerbes her: Fertigung, Pro­
duktion und Vorführung aus einer Hand.“, 
so der Filmhistoriker. Seine Be triebsge­
winne habe Messter immer in technische 
Innovationen und die For schung inves­
tiert. Laut Forster sah Messter den Ersten 
Weltkrieg als wirtschaftliche Chance und 
damit sei er damals nicht allein gewesen. 
1918 endet die lichte Phase des Film pio­
niers allerdings abrupt: „Sowohl seine 
politischen Ansichten als auch seine 
Funktion als Firmenpatriarch waren 
nicht mehr zeitgemäß.“

In den folgenden Jahren habe Messter 
stetig versucht, seine Leistungen ins 
Gedächtnis zu rufen. 1933 äußerte er 
sich dann positiv gegenüber den neuen 
Machthabern und wurde von diesen 
„endlich“ als Filmerfinder hofiert und 

gefeiert. Dabei sei allerdings fraglich, so 
Forster, ob Messters Aussagen tatsächlich 
seinem Denken entsprachen, oder ob er 
sich nur für sein Renommee positiv geäu­
ßert habe. „Er bleibt eine ambivalente 
Persönlichkeit, wichtig genug, an sie zu 
erinnern und sie kritisch zu hinterfra­
gen.“, so der Filmhistoriker abschließend.

Insgesamt plant die „Initiative Berliner 
Zeitungsviertel“ 14 Informationstafeln 
im Quartier aufzustellen. Die Tafel am 
Standort der Ärztekammer Berlin ist die 
Zweite und im kommenden Jahr sollen 
drei weitere folgen.  
                       mb

Filmhistoriker Ralf Förster erläutert die Bedeutung Messters.

ANZEIGE
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VERANSTALTUNGENAllgemeiner Hinweis

Die Ankündigungen auf diesen beiden Seiten geben einen Überblick 
über die ärztlichen Fortbildungsveranstaltungen, die in der näch­

sten Zeit von der Ärztekammer Berlin (ÄKB) veranstaltet werden oder 
in Kooperation mit ihr stattfinden. Einen vollständigen Überblick über 
unsere Veranstaltungen erhalten Sie auf unserer Homepage www.
aerztekammer-berlin.de � Ärzte � Fortbildung � Fort bildun gen der 
ÄKB. Alle weiteren Fortbildungsveranstaltungen, die von der ÄKB zer­
tifiziert wurden und Fortbildungspunkte erhalten haben, können im 

Online-Fortbildungskalender unter www.aerztekammer-berlin.de � 
Ärzte � Fortbildung � Fortbildungskalender recherchiert werden. Der 
Fortbildungskalender ermöglicht eine Recherche nach Terminen, Fach­
gebieten oder auch nach freien Suchbegriffen. Damit bietet der Kalen­
der in Abhängigkeit von der gewählten Suchstrategie sowohl einen 
umfassenden Überblick über sämtliche Fortbildungs ver anstaltungen 
in Berlin als auch eine an den individuellen Inte ressen schwerpunkten 
orientierte Veranstaltungsauswahl weit im Voraus.

Termine Thema / Referenten Veranstaltungsort Information / Gebühr Fortbildungspunkte

� 05.11.2014, 17.12.2014, 
11.02.2015

Weiterbildungskurs Pädiatrie 
zum Facharzt für Allgemeinmedizin 
(weitere Informationen s. S. 32) 

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstraße 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 030 / 40806-1203; 
E-Mail: a.hellert@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 550 € 

9 P

� 12.11.2014 
 
Weitere Termine für 2015  
in Vorbereitung

Wissenskontrolle zum Erwerb der 
Qualifikation zur fachgebundenen 
genetischen Beratung nach dem 
Gendiagnostikgesetz

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information: Tel.: 030 / 40806-1209 
E-Mail: s.zippel@aekb.de 
Anmeldung erforderlich 
Teilnehmergebühr: kostenlos

keine

� 27.11.2014,  
17.00-20.00 Uhr

Verbesserung der Qualität der äuße-
ren Leichenschau 
(weitere Informationen s. S. 32)

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Anmeldung erforderlich: 
Fax: 030 / 40806-551403 
E-Mail: fb-veranstaltungen@aekb.de 
Teilnehmergebühr: kostenlos

3 P

� 27.11.2014 Spezialkurs im Strahlenschutz  
interventionelle Radiologie

Deutsches Herzzentrum 
Berlin 
Augustenburger Platz 1 
13353 Berlin 

Information und Anmeldung: 
Tel.: 030 / 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 155 €

9 P

� 28.11.2014 Spezialkurs im Strahlenschutz  
bei CT

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstraße 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 030 / 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 155 €

9 P

� 28.11.-29.11.2014 3. Fortbildungskongress der  
Ärztekammer Berlin  
in Kooperation mit der Arzneimittel-
kommission der deutschen Ärzteschaft 
(weitere Informationen s. S. 13)

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information: Tel. 030 / 40806-1205 
Dr. med. H. Schaefer, Andrea Hofmann 
E-Mail: fortbildungskongress@aekb.de 
TN-Gebühr: 45 € / Kammermitgl. 
65 € / Nichtkammermitglieder

28.11.: 2 P 
29.11.: 9 P

� Online-Modul: 01.-19.02.2015 
Präsenzseminare:  
20.-21.02.2015 und  
24.-25.04.2015

Patientensicherheit lernen - 
Intensivseminar Fallanalyse 
(weitere Informationen s. S. 32)

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Anmeldung erforderlich: 
Tel.: 030 / 40806-1206 
E-Mail: d.buenning@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 550 €

37 P

� 23.02.-25.02.2015 Grundkurs im Strahlenschutz Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung:  
Tel.: 030 / 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 270 €

21 P

� 25.02.-27.02.2015 Spezialkurs im Strahlenschutz bei der 
Röntgendiagnostik

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung:  
Tel.: 030 / 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 240 €

20 P

� 13.03.2015 Untersuchung des Kontrast- und 
Dämmerungssehens / 
Gesichtsfeldbefundung 
bei Untersuchungen gemäß FeV

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung:  
Tel.: 030 / 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 60 €

5 P

� 13.03.-14.03.2015 Verkehrsmedizinische Begutachtung 
– Qualifizierung gemäß 
Fahrerlaubnisverordnung 

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung:  
Tel.: 030 / 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 250 € 
Kombigebühr für beide Kurse: 290 €

17 P
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DER ÄRZTEKAMMER BERLIN November 14

Patientensicherheit und Arzthaftung 
Was Ärztinnen und Ärzte wissen und können sollten, um Fehler zu 

vermeiden und auf mögliche Behandlungsfehler adäquat zu reagieren 

Patientensicherheit ist ein elementarer Aspekt jeder ärztlichen Tätigkeit und eng 
verknüpft mit ärztlicher Haftpflicht. Wichtigstes Lernziel der interaktiv und mit 
vielen Fallbeispielen gestalteten Fortbildung ist es, sinnvolle Strategien zur Ver­
meidung von Behandlungsfehlern einsetzen zu können. Im Falle eines Behand­
lungsfehlers bzw. beim Vorwurf eines solchen sollen Ärztinnen und Ärzte nach 
Abschluss des Seminars sicher und angemessen reagieren und zur Schadens­
begrenzung beim Patienten, bei sich selbst und bei der Organisation (Praxis, 
Klinik) beitragen können.
Das Seminar besteht aus einem einleitenden E­Learning­Modul und drei Präsenz­
modulen, die an drei Wochenenden in vier­ bis achtwöchigen Abständen stattfin­
den.

Wissenschaftliche Leitung: Prof. Dr. med. Peter Marx, 
Dr. med. Barbara Hoffmann, MPH
Termine: E­Learning 01.11. ­ 21.11.2014
 Freitag 21.11.2014 – Samstag 22.11.2014
 Freitag 16.01.2015 – Samstag 17.01.2015
 Freitag 27.02.2015 – Samstag 28.02.2015
Ort: Ärztekammer Berlin
Anmeldung: Tel.: 030 / 40806­1402, E­Mail: e.hoehne@aekb.de
(Die Teilnehmerzahl ist auf 30 Personen begrenzt)
Kosten: 680 Euro, 38 Fortbildungspunkte

Fortbildungsveranstaltung der Ärztekammer Berlin und der 
Apothekerkammer Berlin in Kooperation mit der 

Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft

Neue Arzneimittel 2013/2014 – eine kritische 
Bewertung / Aktuelle Themen und interessante 

Verdachtsfälle aus der Arzneimittelsicherheit   

Die Arzt­Apotheker­Kommission der Ärztekammer Berlin und der Apotheker­
kammer Berlin freut sich, auch die diesjährige Herbst­Fortbildungsveranstaltung 
in Kooperation mit der Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft 
(AkdÄ) auszurichten.

Die AkdÄ berät als wissenschaftlicher Fachausschuss die Bundesärztekammer 
in allen das Arzneimittelwesen betreffenden wissenschaftlichen Fragen. Sie 
informiert Ärzte über eine rationale Arzneimitteltherapie – unabhängig von den 
Interessen der pharmazeutischen Industrie – und klärt über Risiken der Therapie 
auf. In Zusammenarbeit mit den für die Arzneimittelsicherheit zuständigen 
Bundesoberbehörden ist sie beteiligt an der Erfassung, Dokumentation und 
Auswertung von unerwünschten Arzneimittelwirkungen.

Im Mittelpunkt der Herbst­Fortbildungsveranstaltung stehen zwei Vorträge: 
Prof. Dr. med. Ulrich Schwabe nimmt eine kritische Bewertung neuer Arznei­
mittel der Jahre 2013/2014 vor. Dr. med. Thomas Stammschulte referiert über 
aktuelle Themen und interessante Verdachtsfälle aus der Arzneimittelsicherheit. 
Beide Beiträge widmen sich den Themen unter besonderer Beachtung klinisch­
praktischer Aspekte der Patientenversorgung. 
Im Anschluss an die Vorträge besteht hinreichend Möglichkeit zu einer mode­
rierten Fachdiskussion mit den Experten. 

Referenten: Prof. Dr. med. Ulrich Schwabe, Facharzt für Pharmakologie, Heidel­
berg, Mitglied der AkdÄ
Dr. med. Thomas Stammschulte, Facharzt für Innere Medizin, Berlin, AkdÄ
Moderator: Dr. Christian Heyde, Vorsitzender der Arzt­Apotheker­Kommission 
der Apothekerkammer Berlin 

Termin: 26.11.2014, 20 bis 21:45 Uhr

Ort: Kaiserin-Friedrich-Stiftung / Hörsaal; Robert-Koch-Platz 7, 10115 Berlin
Verkehrsverbindungen: U6 Oranienburger Tor/Bus 123 Robert­Koch­Platz; Bus 
147 Luisenstr./Charité; Bus 240 Robert­Koch­Platz

Anerkannt mit 2 Fortbildungspunkten – eine Anmeldung ist nicht erforderlich. 

Ärztekammer Berlin in Kooperation mit der Charité – 
Universitätsmedizin Berlin

Kurs Qualitätsmanagement (200 Std.)  

Der 200 Stunden­Kurs Qualitätsmanagement nach dem Curriculum „Ärztliches 
Qualitätsmanagement“ der Bundesärztekammer wird von der Ärztekammer 
Berlin in Kooperation mit der Charité im Frühjahr 2015 als Kompaktkurs innerhalb 
von knapp vier Monaten veranstaltet. Die drei Wochen der Präsenzphase werden 
durch eine 50­stündige Phase des Selbststudiums ergänzt. Ärzte haben die 
Möglichkeit, durch die Teilnahme an diesem Weiterbildungskurs und an einer an­
schließend erfolgreich abgelegten Prüfung vor der Ärztekammer Berlin die 
Zusatzbezeichnung „Ärztliches Qualitätsmanagement“ zu erwerben.
 
Termine: Präsenzwoche 1: 02.03.­ 07.03.2015 / Woche 2: 04.05.­09.05.2015 / 
Woche 3: 15.06.­20.06.2015 (jeweils montags bis freitags von 9 bis 18 Uhr und 
samstags von 9 bis 16 Uhr)

Veranstaltungsort: Ärztekammer Berlin, Friedrichstr. 16, 10969 Berlin

Weitere Informationen: Tel.: 030 / 40806­1402 (Organisation), Tel.: 030 / 40806­
1207 (Inhalte) oder per E­Mail: QM­Kurs2015@aekb.de

Hygieneverordnung Berlin:  
Qualifikation Hygienebeauftragter Arzt / 

Krankenhaushygieniker
 Strukturierte curriculare Fortbildung „Krankenhaushygiene“  

Die Hygieneverordnung Berlin adressiert an definierte medizinische Einrichtungen 
in Berlin, bis spätestens zum 31.12.2016 die Mitarbeit bzw. Beschäftigung u.a. von 
Hygienebeauftragten Ärzten bzw. Krankenhaushygienikern sicherzustellen. Als 
Qualifikationsmaßnahme zum Hygienebeauftragten Arzt bzw. zum Kranken­
haushygieniker schreibt die Hygieneverordnung die Absolvierung der „struktu­
rierten curricularen Fortbildung Krankenhaushygiene“ der Bundesärztekammer 
(6 Module, 200 h) vor.
Die Ärztekammern Berlin, Thüringen, Sachsen und Sachsen­Anhalt bieten im Ver­
bund die Qualifikationsmaßnahmen zum hygienebeauftragten Arzt / Kranken­
haushygieniker gemäß dem o.g. Curriculum der Bundesärztekammer in 2015/ 
2016 ein zweites Mal an. 

Teilnehmer, die das Modul I des Curriculums durchlaufen, erwerben die Qualifi­
kation eines Hygienebeauftragten Arztes.
Zum Erwerb der Qualifikation „Krankenhaushygieniker“ ist u.a. die Teilnahme an 
den weiteren fünf Kursmodulen des Curriculums erforderlich. Im Kontext mit der 
Frist 31.12.2016 (s.o.) ist von besonderer Bedeutung, dass in dieser Zeit die 
Teilnehmer in einer Klinik mit mindestens 50% einer Vollzeitstelle die Tätigkeit als 
Hygienebeauftragter Arzt erledigen und die dort anfallenden Aufgaben für ins­
gesamt 24 Monate übernehmen müssen.

Um vor diesem Hintergrund insbesondere die Qualifikation zum Krankenhaus­
hygieniker bis zur Frist 31.12.2016 (s.o.) erwerben zu können, sollten sich Interes­
sierte bitte umgehend an die Ärztekammer Berlin wenden.
Wichtige Informationen zu den weiteren Voraussetzungen für den Erwerb der 
Qualifikationen sowie die angebotenen Kurs­Termine finden Sie auf der Home­
page der Ärztekammer Berlin oder erfragen diese bitte telefonisch bei der unten 
benannten Ansprechpartnerin. 

Anmeldung und Info: Sandra Zippel, Tel.: 030 / 40806­1209,
E­Mail: s.zippel@aekb.de
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Fortbildungsveranstaltung der Ärztekammer Berlin in Kooperation
mit der Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales Berlin

Verbesserung der Qualität der äußeren 
Leichenschau   

Im Zuge der Einführung des neuen Leichenschauscheins geht die von der Ärzte­
kammer Berlin in Kooperation mit der Senatsverwaltung für Gesundheit und 
Soziales durchgeführte Veranstaltung auf die Handhabung des neuen Leichen­
schauscheins und mögliche Fehlerquellen beim Ausfüllen ein. Um die Qualität der 
Leichenschau insgesamt zu verbessern, legen die Referenten besonderen Wert auf 
das praktische Vorgehen bei der äußeren Leichenschau und stellen differentialdi­
agnostische Aspekte, Praxisbeispiele und besonders problematische Fälle vor. Im 
Anschluss an die Vorträge besteht jeweils die Möglichkeit zur Diskussion mit den 
Experten. 

Referentinnen und Referenten: 
Dr. Sabine Hermann, Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales; Patrick 
Larscheid, Bereichsleiter Hygiene und Umweltmedizin im Gesundheitsamt 
Neukölln von Berlin, stellv. Amtsarzt, Leiter des Berliner Zentralarchivs für 
Leichenschauscheine; Dr. med. Levke Quabeck, Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales; Prof. Dr. med. Michael Tsokos, Direktor des Instituts für Rechts­
medizin der Charité – Universitätsmedizin Berlin sowie des Landesinstituts für 
gerichtliche und soziale Medizin Berlin

Moderator: 
Dr. med. Werner Wyrwich, Kaufm. Leiter des Charité Centrums 13, Mitglied des 
Vorstandes der Ärztekammer Berlin

Termin: 27.11.2014, 17 bis 20 Uhr
Veranstaltungsort: Ärztekammer Berlin / Konferenzsaal; Friedrichstraße 16, 
10969 Berlin 

Anerkannt mit 3 Fortbildungspunkten – eine formlose persönliche Anmeldung ist 
erforderlich. Bitte nutzen Sie hierfür folgende Kontaktmöglichkeiten:
E­Mail: fb­veranstaltungen@aekb.de oder Fax 030 / 40806­551403

Weiterbildungskurs Pädiatrie der Ärztekammer
Berlin zum Facharzt für Allgemeinmedizin

Der Kurs Pädiatrie kann in Verbindung mit einem 6­monatigen Weiterbildungs­
abschnitt in Gebieten der unmittelbaren Patientenversorgung den lt. Weiter­
bildungsordnung zu erbringenden Abschnitt in der Kinder­ und Jugendmedizin 
ersetzen und besteht aus folgenden drei Teilen:

1.  9 Stunden Theoriekurs
2.  40 Stunden Hospitation in einer Kinderarztpraxis
3.  60 Stunden Teilnahme am kinderärztlichen Notfall­ und Bereitschafts­
 dienst  der KV

Termine 9 Stunden Theoriekurs: jeweils mittwochs 19 bis 21.15 Uhr
 05.11.2014, 17.12.2014 und 11.02.2015

Ort: Ärztekammer Berlin, Seminarraum, Friedrichstr. 16, 10969 Berlin
Gesamtgebühr: 550,­ EUR, 9 Fortbildungspunkte
Information und Anmeldung: Telefon: 030 / 40806­1203;
E­Mail: a.hellert@aekb.de

Patientensicherheit lernen – 
Intensivseminar Fallanalyse

Wie entstehen Fehler? Welche beitragenden Faktoren bewirken, dass Unfälle 
und schwere Zwischenfälle entstehen? Wie kann die Wahrscheinlichkeit, dass 
sich solche Fälle wiederholen, reduziert werden?
Gemeinsam mit dem Aktionsbündnis Patientensicherheit bietet die Ärzte­
kammer Berlin dieses Seminar an. Dessen Ziel ist es, ein systemisches Verständ­
nis zur Entstehung von Fehlerereignissen sowie praktische Fertigkeiten zur 
Fallanalyse nach schweren Zwischenfällen zu vermitteln. 
Die theoretischen Grundlagen werden in Kurzvorträgen dargestellt. Über Fall­
beispiele wird das relevante Wissen konkretisiert und in praktischen Übungen 
zur Fallanalyse vertieft. Konzepte der Fehlerentstehung, Sicherheitskultur und 
Systemanalyse werden praxisnah diskutiert.

Das Intensivseminar richtet sich an Angehörige aller Berufsgruppen im Ge-
sund   heitswesen und ist spezifisch auf den Krankenhausbereich ausgerichtet.

Termin: Das Seminar wird in drei Modulen durchgeführt:
Online­Modul:  zwischen 01.02.­19.02.2015
Präsenzseminare: 20.­21.02.2015 und 24.­ 25.04.2015 
(jeweils Freitag 12­18 Uhr und Samstag 9­14 Uhr)

Ort: Ärztekammer Berlin, Friedrichstraße 16, 10969 Berlin
Die Teilnehmerzahl ist auf 20 begrenzt.
Anmeldung erforderlich:
Ärztekammer Berlin, Tel. 030 / 40806­1206, Dörte Bünning
E­Mail : d.buenning@aekb.de
Teilnehmergebühr: 550,00 EUR, 37 Fortbildungspunkte

Impfungen in der Praxis

Praxisrelevantes Tagesseminar zu den aktuellen STIKO­Empfehlungen und den 
allgemeinen Grundlagen von Aufklärung bis Impfversager, Nutzen­Risiko ab­
wägung in der Schwangerschaft, Reiseimpfungen und praxisrelevante Fragen.

Termin: Sonnabend, 6. Dezember 2014, 9 bis 17.30 Uhr
Kursleitung: Dr. med. Christian Schönfeld (ehem. Leiter der 
Reisemedizinischen Ambulanz, Institut für Tropenmedizin und internationale 
Gesundheit,  Charité – Universitätsmedizin Berlin)
Kursgebühr: 100 Euro (inkl. Verpflegung), 8 Fortbildungspunkte
Veranstaltungsort: Kaiserin­Friedrich­Haus, Robert­Koch­Platz 7, 10115 Berlin
Anmeldung: Ärztekammer Berlin (Tel.: 030 / 40806 1215,  
Fax: 030 / 40806 55­1399, E­Mail: fb­aag@aekb.de)

ANZEIGE
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Neu eingeführte Zusatz-
Weiterbildungen

Klinische Notfall- und Akutmedizin

Mit der Einführung dieser Zusatzbezeich­
nung wird eine spezifische Qualifikation 
im Bereich der klinischen Notfallmedizin 
geschaffen. Im Rahmen des Novellie­
rungs verfahrens der Muster­Weiterbil­
dungs ordnung wurden zwei Vorschläge 
für eine neue Zusatzbezeichnung im Be­
reich der klinischen Notfallmedizin einge­
bracht. Der vom Vorstand der Ärztekam­
mer Berlin initiierte Arbeitskreis, der sich 
mit Möglichkeiten der Verbesserung der 
Akut­ und Notfallversorgung beschäftigt, 
hat sich gemeinsam mit den Weiterbil­
dungsgremien mit diesen Vorschlägen be­
fasst und unter Berücksichtigung des 
Curriculums der EuSEM (European Society 
für Emergency Medicine) ein eigenes 
Konzept für eine Zusatz­Weiterbildung 
Klinische Notfall­ und Akutmedizin erar­
beitet. Fachärzte mit einer Anerkennung 
in einem Gebiet der unmittelbaren 
Patientenversorgung haben künftig die 
Möglichkeit, nach einer 36­monatigen 
Weiterbildungszeit eine Prüfung für den 
Erwerb dieser Zusatzbe zeichnung abzule­
gen. 24 Monate Weiter bildung sind in ei­
ner Zentralen Notauf nahme und 6 
Monate in der Intensivme dizin abzuleis­
ten. Durch Übergangsbe stimmungen wer­

Weiterbildungsordnung:  
10. Nach trag seit dem  
11. Oktober in Kraft
Informationen zu den Änderungen der aktuellen 
Weiterbildungsordnung

Die Delegiertenversammlung hatte am 11. Juni 2014 den 10. Nachtrag zur Weiter-
bildungsordnung der Ärztekammer Berlin (WbO) beschlossen (s. BERLINER ÄRZTE 
7/2014). Nach Genehmigung durch die zuständige Aufsichtsbehörde und Veröffent-
lichung im Amtsblatt für Berlin ist der 10. Nachtrag am 11. Oktober 2014 in Kraft ge-
treten. Neben der Neueinführung von drei Zusatzbezeichnungen sind die Um setzung 
einer Änderung des Weiterbildungs-gesetzes und Anpassungen hinsichtlich erforder-
licher Weiterbildungszeiten wesentliche Bestandteile dieses Nachtrags.

den eine mindestens dreijährige Tätigkeit 
von Fachärzten der Gebiete Allgemein­
medizin, Anästhesio logie, Chirurgie und 
Innere Medizin in einer zentralen Notauf­
nahme und eine bereits erworbene 
Zusatz bezeichnung Notfallmedizin be­
rücksichtigt. Mit der Neueinführung der 
Zusatz­Weiterbildung Klinische Notfall­ 
und Akutmedizin wird perspektivisch eine 
Verbesserung der Qualifikation der in den 
Notaufnahmen tätigen Ärztinnen und 
Ärzte angestrebt.

Krankenhaushygiene

Die Einführung dieser neuen Zusatzbe­
zeich nung war einer Anpassung im Infek­
tionsschutzgesetz geschuldet. Der wach­
sende Bedarf an qualifizierten Kranken­
haushygienikern soll möglichst kurzfristig 
gedeckt werden. Zur Sicherstellung einer 
ausreichenden Anzahl von Krankenhaus­
hygienikern wurde im ersten Schritt vom 
Vorstand der Bundesärztekammer eine 
strukturierte curriculare Fortbildung als 
Qualifikationsangebot entwickelt. 
Angestrebt war von vornherein, die Quali­
fikation in der Weiterbildungsordnung ab­
zubilden. Die Umsetzung ist nun mit dem 
10. Nachtrag erfolgt. Voraussetzung zum 
Erwerb der Bezeichnung ist eine Facharzt­
anerkennung mit unmittelbarem Patien­
ten bezug oder die Facharztanerkennung 
Öffentliches Gesundheitswesen. Neben 

einer Kursweiterbildung ist eine 24­mona­
tige Weiterbildungszeit oder eine dem 
Zeitrahmen entsprechende Tätigkeit unter 
Supervision erforderlich. In den Über­
gangs regularien ist bedacht, dass ein 
Teilnehmer nach Ableistung der struktu­
rierten curricularen Fortbildung die Zu­
satz bezeichnung auf Antrag erhält. Die 
neue Zusatzbezeichnung Krankenhaus­
hygiene stellt einen integralen Bestandteil 
der Facharztweiterbildungen Hygiene und 
Umweltmedizin sowie Mikrobiologie, 
Virologie und Infektionsepidemiologie dar. 
Kammerangehörige, die die Facharztbe­
zeich nung Hygiene oder Mikrobiologie 
und Infektionsepidemiologie besitzen, 
sind ebenfalls berechtigt, die Zusatzbe­
zeich nung Krankenhaushygiene zu führen.

Spezielle Viszeralchirurgie

In der Muster­Weiterbildungsordnung 
2004 wurde die Zusatz­Weiterbildung 
Spezielle Viszeralchirurgie neu eingeführt. 
Um sie in Ergänzung zur Facharztweite r­
bildung Viszeralchirurgie in die Weiter­
bildungsordnung der Ärztekammer Berlin 
zu übernehmen, wurde von den Fachver­
tretern zunächst eine Reduzierung der 
Anforderungen für den Facharzt als erfor­
derlich erachtet. Die Korrektur der ent­
sprechenden Richtzahlen ist zwischenzeit­
lich erfolgt, sodass die Weiterbildungsord­
nung der Ärztekammer Berlin nun in 
Bezug auf diese Bezeichnung an die 
Muster­Weiterbildungsordnung ange­
passt werden konnte. Durch Übergangs­
be stimmungen wird geregelt, wer die 
Bezeichnung aufgrund bereits vorliegen­
der Qualifikationen führen darf.

Änderungen im Paragraphenteil

Für die gegenseitige Anerkennung von 
Befähigungsnachweisen durch die EU­
Staaten legt die Berufsanerkennungs­
richtlinie 2005/36/EG bestimmte 
Mindestweiterbildungszeiten fest. Durch 
die Anfang dieses Jahres in Kraft getrete­
ne Richtlinie 2013/55/EU erfolgte eine 
Änderung des Artikels 25 der EU­Richtlinie 
2005/36/EG im Hinblick auf die Anforde­
rungen beim Erwerb mehrerer Facharzt­
bezeichnungen. Diese Regelung wird im 
10. Nachtrag im § 4 mit dem neu einge­
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fügten Absatz 9 umgesetzt. Werden beim 
Erwerb einer weiteren Facharztaner ken­
nung Weiterbildungszeiten aus einer be­
reits abgeschlossenen Facharztweite r­
bildung angerechnet, muss die verbleiben­
de abzuleistende Weiterbildungszeit zu­
künftig noch mindestens die Hälfte der 
Mindestweiterbildungszeit umfassen. 

Anfang des Jahres 2014 sind im § 7 Ärzte­
Weiterbildungsgesetz neue Regelungen in 
Kraft getreten, durch die die Anerkennung 
von im Ausland erworbenen ärztlichen 
Berufsqualifikationen vereinfacht und ver­
bessert wird. Infolgedessen sind die §§ 19 
und 20 der Weiterbildungsordnung der 
Ärztekammer Berlin neu gefasst worden, 
sodass das Anerkennungsverfahren von 
Facharztbezeichnungen, Schwerpunkten 
und Zusatzbezeichnungen, die in der EU, 
dem EWR, einem Vertragsstaat und auch 
einem Drittstaat erworben wurden, nun 
klarer geregelt ist. 

Weitere im Paragraphenteil vorgenomme­
ne Anpassungen dienen der Klarstellung 
und Anpassung an die Verwaltungspraxis. 

Änderungen von Weiter  - 
bil dungs zeiten und 
Weiterbildungsinhalten

In den Regularien des Abschnitts B  – Ge­
biete, Facharzt­ und Schwerpunkt kom­
petenzen – und des Abschnitts C – Zusatz­
Weiterbildungen – wurden die folgenden 
wesentlichen Änderungen umgesetzt:

Gebiet  Allgemeinmedizin 
Künftig können für die geforderten 18 
Monate Weiterbildungszeit in der Allge­
meinmedizin bis zu 6 Monate in der haus­
ärztlich internistischen Allgemeinmedizin 
angerechnet werden. 
Die 6 Monate Kinder­ und Jugendmedizin 
sind nicht mehr nur ambulant, sondern 
auch stationär ableistbar. Unverändert 
können alternativ 6 Monate in der unmit­
telbaren Patientenversorgung und ein 
Kurs absolviert werden.

Gebiet Frauenheilkunde und Geburtshilfe
Der mit dem 9. Nachtrag eingeführte inte­
grale Bestandteil der gebietsbezogenen 
Labordiagnostik in der Facharzt quali fika­
tion Frauenheilkunde und Geburtshilfe ist 

gestrichen worden. Künftig können 6 Mo­
nate in der Zusatz­Weiterbildung Labor­
diagnostik als versenkbare Zeit innerhalb 
der 60­monatigen Weiterbildungszeit an­
gerechnet werden. In dem Fall besteht 
nach Facharztanerkennung die Möglich­
keit, durch Ablegen einer weiteren Prü­
fung die Zusatzbezeichnung Labordiag­
nostik – fachgebunden – zu erwerben.
Die Medikamentöse Tumortherapie wird 
als integraler Bestandteil ebenfalls gestri­
chen. Onkologie ist zwar Inhalt der Fach­
arztqualifikation, spezielle Kenntnisse 
müssen jedoch über die Zusatz­Weiter­
bildung oder den Schwerpunkt erworben 
werden. 
Damit einher geht parallel die spiegelbild­
liche Änderung in den Zusatz­Weiterbil­
dungen Labordiagnostik – fachgebunden 
– und Medikamentöse Tumortherapie.

Bei den Weiterbildungsinhalten im 
Schwer punkt Gynäkologische Endo krino­
logie und Reproduktionsmedizin wurde  
eine Anpassung von Formulierungen zur 
Klarstellung vorgenommen. Künftig sind 
einige Inhalte über eine entsprechende 
Dokumentation (z.B. OP­Berichte) nachzu­
weisen.

Im Schwerpunkt Spezielle Geburtshilfe 
und Perinatalmedizin wird die mögliche 
ambulante Weiterbildungszeit von 12 auf 
24 Monate verlängert. Auch für diesen 
Schwerpunkt wurde zur Klarstellung eine 
Anpassung von Formulierungen der 
Weiterbildungsinhalte vorgenommen.

Gebiet Psychosomatische Medizin und 
Psychotherapie
Innerhalb der 60­monatigen Mindest­
weiterbildungszeit sind 24 Monate in den 
Gebieten der unmittelbaren Patienten­
versorgung gefordert. Für diesen Weiter­
bildungsabschnitt ist künftig auch die 
Anrechnung von 6 Monaten in der 
Arbeitsmedizin möglich. Die Stundenzahl 
der Selbsterfahrung wurde für beide 
Grundorientierungen gleichgesetzt.

Allergologie und Proktologie
Künftig sind 6 Monate Weiterbildungszeit, 
die während der Facharztweiterbildung 
bei einem Weiterbildungsbefugten für 
Hals­Nasen­Ohrenheilkunde, für Haut­ 
und Geschlechtskrankheiten oder für 
Innere Medizin und Pneumologie abge­

leistet werden, für die Allergologie unter 
der Voraussetzung eines entsprechenden 
Leistungsspektrums versenkbar, eine zu­
sätzliche Befugnis ist nicht erforderlich. 
Gleiches gilt für eine 6­monatige Weiter­
bildungszeit während der Facharztweiter­
bildung bei einem Weiterbildungsbe­
fugten für Haut­ und Geschlechtskrank­
heiten mit entsprechendem Leistungs­
spektrum für den Erwerb der Zusatzbe­
zeichnung Proktologie.

Kinder-Gastroenterologie und Kinder-
Rheumatologie
Da die bisherige Mindestweiterbil dungs­
zeit von 18 Monaten für den Erwerb 
sämtlicher Kenntnisse, Erfahrungen und 
Fertig keiten in diesen Zusatz­Weiter bild­
ungen nicht ausreicht, wird die Weiter­
bildungs zeit auf 24 Monate verlängert. 
Davon können 6 Monate bereits während 
der Fach arzt weiterbildung abgeleistet 
werden. 

Magnetresonanztomographie –  
fachgebunden –
Um die Möglichkeit des Erwerbs der Zu­
satz­Weiterbildung zu erweitern, kann 
künftig die gesamte Weiterbildungszeit 
im ambulanten Bereich abgeleistet wer­
den. 

Psychotherapie
Der Umfang der Weiterbildungsinhalte  
in der Zusatz­Weiterbildung Psycho­
therapie wurde den Anforderungen für 
den Fach arzt für Psychiatrie und Psycho­
therapie, bei dem die Psychotherapie in­
tegral ist, angeglichen. Dies bedeutet im 
Einzelnen: 

1.  Künftig sind nur 100 statt wie bisher 
120 Stunden als „Theoretische 
Weiterbildung“ zu absolvieren. 

2.  Für die Balintgruppenarbeit oder pati­
entenbezogene Selbsterfahrungs­
gruppe wird die Stundenzahl von 10  
auf 35 angehoben.

3.  Die unter „Diagnostik“ geforderten 
„dokumentierten und supervidierten 
Erstuntersuchungen“ werden von 10 
auf 40 angehoben.

4.  Der Umfang der „Behandlung“ wird 
von 120 auf 240 Stunden erhöht. 

5.  Für die „Selbsterfahrung“ werden statt 
100 Stunden Einzel­ oder Gruppen­
selbst erfahrung nun 150 Stunden Einzel ­
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selbsterfahrung oder 75 Doppelstunden 
Gruppenselbsterfahrung gefordert. 

Naturheilverfahren und Palliativmedizin
Die Regelungen für beide Zusatz­Weiter­
bildungen sehen die Möglichkeit vor, dass 
die Mindestweiterbildungszeit anteilig 
durch Kurse und Fallseminare ersetzt wer­
den kann. Mit dem 10. Nachtrag ist klarge­
stellt worden, dass nicht mehr als die 
Hälfte der erforderlichen Weiterbildungs­
zeit ersetzt werden kann, da eine Weiter­
bildung bei einem Befugten als notwen­
dig erachtet wird. 

Röntgendiagnostik – fachgebunden – 
Gefäßsystem
In Anpassung an die Muster­Weiterbil­
dungs ordnung wird die fachgebundene 
Röntgendiagnostik des Gefäßsystems ein­
geführt.

Spezielle Unfallchirurgie
Bei der Zusatz­Weiterbildung Spezielle Un­
fallchirurgie handelt es sich um eine rein 
operative Qualifikation, deren Inhalte nur 
stationär erbracht werden können. Die ge­
samte Mindestweiter bil dungs zeit von 24 
Monaten muss künftig im stationären 
Bereich abgeleistet werden. 

Weitere Anpassungen:
Anpassungen in den Formulierungen der 
Weiterbildungsinhalte finden sich darüber 
hinaus in den Gebieten Kinder­ und 
Jugendpsychiatrie und ­psychotherapie, 
Psychiatrie und Psychotherapie und 
Urologie, bei der Facharztqualifikation 
Innere Medizin und Angiologie sowie bei 
den Zusatzbezeichnungen Psychoanalyse 
und Sportmedizin.

Schaffung neuer Möglichkeiten 
für den Erwerb von Zusatzbe-
zeichnungen

Mit dem 10. Nachtrag wird die Möglichkeit 
für den Erwerb einzelner Zusatzbezeich­
nungen erweitert.

Medizinische Informatik 
Bisher waren Ärzte, die nicht in der unmit­
telbaren Patientenversorgung tätig sind 
oder im Rahmen ihrer Facharztwei terbil­
dung tätig waren, vom Erwerb dieser 
Zusatz bezeichnung ausgeschlossen. Mit 
dem 10. Nachtrag ist diese Einschränkung 
aufgehoben, sodass alle Fachärzte diese 
Bezeichnung erwerben können.

Schlafmedizin
Schlafbezogene Atmungsstörungen ge­
hen häufig mit kardiovaskulären Erkran­
kungen einher, sodass zunehmend 
Kardiologen in die Versorgung betroffener 
Patienten einbezogen sind. Vor diesem 
Hintergrund wird künftig auch Fachärzten 
für Innere Medizin und Kardiologie der 
Erwerb der Bezeichnung ermöglicht.

Zusatzbezeichnung Sexualmedizin
Der Erwerb der Bezeichnung wird auf die 
Facharztanerkennungen für Neurologie 
und für Nervenheilkunde erweitert.

Bei Fragen zum 10. Nachtrag der Weiter­
bildungsordnung von 2004 oder auch zu 
anderen Weiterbildungsangelegenheiten 
nutzen Sie das Beratungsangebot der 
Abteilung Weiterbildung/Ärztliche 
Berufsausübung der Ärztekammer Berlin. 
Telefonzeiten: Mo. und Fr. von 9 bis 12 Uhr 
sowie Di. und Do. von 14 bis 17 Uhr
Service­Besuchszeiten: Mi. von 14 bis  
19:30 Uhr und Do. von 9 bis 13 Uhr

Eine Übersicht der Zuständigkeiten finden 
Sie auf unserer Homepage unter  
www.aerztekammer-berlin.de, Abteilung 
Weiterbildung, Ärztliche Berufsausübung

Der Radiologe Dietrich Banzer wurde 
im September 75 Jahre alt.  

Zu diesem Anlass möchten die Kammer 
sowie seine Kollegen einem sehr engagier­
ten Radiologen noch herzlich gratulieren.

Er wurde am 9. September 1939 in Berlin 
als Sohn eines Arztes und Apothekers ge­
boren. Für Ihn war schon in seiner Jugend­
zeit klar, dass er einmal Arzt werden wür­
de (Beruf kommt hier im wahrsten Sinne 
des Wortes von Berufung). Nach seiner 
schulischen Ausbildung absolvierte er sein 
Studium der Medizin sowie auch begleiten­
de Studien in den Fächern Archäologie und 
Philosophie an der FU Berlin. Darauf folgten 
vier Jahre Medizinalassistenten zeit.

Dietrich Banzer zum  
75. Geburtstag

Wegen seines 
Wunsches einer 
breitgefächerten 
Ausbildung folgten 
Assistenzarzt jahre  
in Pädiatrie (Wilhelmshaven und Sylt), 
Dermatologie und Innerer Medizin.
1969 begann Kollege Banzer seine Fach­
weiterbildung zum Radiologen am Klini­
kum Steglitz bei Professor Oeser, bei dem 
er später als Oberarzt und Ass. Professor 
weiter wirken konnte. 

1978 wechselte er in das Klinikum Char­
lottenburg als leitender Oberarzt. Hier  
erfolgte auch seine Habilitation.
1984 übernahm er als Chefarzt die Leitung 

der Röntgen­ und Nuklearmedizinischen 
Abteilung im Krankenhaus Zehlendorf, die 
er bis zu seinem Ausscheiden 2005 mit 
großem Engagement ausbaute und ver­
besserte.
Dietrich Banzer wurde schon in Assistenz­
arztjahren berufspolitisch aktiv. Hierzu 
zählen im Laufe der Jahre der Berufsver­
band der Radiologen, die Vertreterver­
sammlung der KV Berlin und last but not 
least  seine langjährige Tätigkeit in der 
Ärztekammer Berlin als Strahlenschutz­
verantwortlicher (seit 2003) und als Vor­
sitzender des WBA V (seit 1996), wofür 
ihm besonderer Dank gebührt. Dieses tut 
er in seiner ausgleichenden freundlichen 
Art mit so großer Umsicht und Kompe­
tenz, dass wir hoffen, noch viele weitere 
Jahre in den Gremien auf seine Mitarbeit 
und seinen Rat zählen zu dürfen.

Dr. med. Detlef Köhler
Dr. med. Ulrich Beckmann
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Wenn Karl Valentin heute lebte, 
dann würde er den armen Buch­

binder Wanninger nicht zehnmal telefo­
nisch abwimmeln und an andere Ge­
sprächs partner verweisen lassen, denn 
der käme erst gar nicht zum Telefonieren. 
Er hörte nur Befehle einer Tonband­
stimme und käme bei dieser einseitigen 
Mensch­Maschine­„Interaktion“ kaum zu 
Wort, höchstens zu einzelnen vorgege­
benen Wörtern. Keinen Anrufbeant wor­
ter hat das Kommunikationsunter neh­
men. Kein Kommentar ist möglich, der 
enthielte wohl zu viele Flüche à la Valen­
tin. („Saubande, dreckade!“, schimpfte 
Wanninger, als das Dauertelefonat we­
gen Büroschluss endete, nachdem er end­
lich bei der Buchhaltung gelandet war.)

Lassen wir mal die Wartezeit von vier bis 
sechs Wochen und mehr beiseite, die 
auch Ärzte beim Umzug sogar der Praxis 
schon erdulden mussten. Wenn Ihr neuer 
Anschluss dann störungsfrei funktioniert, 
haben Sie Glück gehabt. Wer dieses Glück 
nicht hatte, informierte früher die 
Störungsstelle, schnell kam ein Monteur 
und brachte die Sache in Ordnung. Heute 
kann man leicht per Zweitanschluss oder 
Handy anrufen – aber wo? Den Begriff 
„Störung“ findet man im Telefonbuch 
nicht mehr. (Klingt wohl zu geschäfts­
schädigend? Ärzte hingegen haben ihre 
Fehler gerade enttabuisiert.)

Aha, „Kundenservice“ hört sich besser an, 
einmal für Privat­, einmal für Geschäfts­
kunden. Kein Mensch, sondern ein Ton­
band fragt nach dem Anliegen: Nur mit 
einzelnen Wörtern darf man antworten, 
auch „Störung“ ist dabei. Endlich die erlö­
sende Frage: „Oder wollen Sie einen 
Berater sprechen? Dann wählen Sie …“. 
Seufzer der Erleichterung: Voilà, un hom­
me!“ – Denkste! Wieder nur der Compu­
ter. Der warnt, das könnte eine halbe 
Stunde Wartezeit kosten. So war’s. Dann 
eine menschliche Stimme, live! Aber nach 
20 Sekunden ist die weg. Störungsstelle: 
gestört. Entnervt legt man auf. Vielleicht 
klappt ja die Ent störung des eigenen 
Festnetzes auch so, nachdem man die 

Störung automatisch gleich zweimal  
gemeldet hatte, als Privat­ und als 
Geschäftskunde. (Kunde oder Bittsteller?)

Bis zum Abend passierte aber gar nichts, 
das Telefon ist tot wie ein Wackerstein. 
Da fängt mit dem Handy das lästige 
Multiple­Choice­Spiel von vorne an – wie­
der mit dem verlockenden Angebot, am 
Ende einen Menschen sprechen zu dür­
fen, aber das könne eine halbe Stunde 
dauern. Haben die denn derart viele 
Störungen oder derart wenig Personal? 
Endlich meldet sich ein (der?) Berater. 
Vorsichtig fragt man: „Spreche ich jetzt 
wirklich mit einem lebendigen Men­
schen?“ Er bejaht es lachend – dann muss 
es wohl stimmen – und verspricht, sich 
sofort um die Störung zu kümmern: 
„Warten Sie einen Moment“, sagt der 
Mensch – oder war’s ein Engel? Nach 
zwei Minuten klingelt das Handy und der 
Mensch sagt hörbar betreten: „Es lag an 
uns. Wir bringen’s gleich morgen früh in 
Ordnung, Sie müssen nicht zu Hause blei­
ben, es braucht kein Monteur zu Ihnen zu 
kommen.“ Der Mensch hielt Wort, am 
nächsten Tag war das Telefon reanimiert 
und klingelte unaufhörlich. Und mit der 
Post kam ein kurzer, kühler Brief des Fach­
arztes, auf dessen Rückruf der Patient seit 
Tagen gewartet hatte: „Ihre Werte sind 
alle in Ordnung. Zwei Tage lang habe ich 
mehrfach versucht, das durchzutelefonie­
ren, aber bei Ihnen war immer besetzt.“

Da stellen sich diverse Fragen:

1. Warum werden die Anrufer durch das 
Besetztpiepen in die Irre geführt, 
wenn der Anschluss gestört ist?

2.  Warum gibt es überhaupt so viele 
Störungen? Schließlich handelt es sich 
hier um ein Kommunikationsunter­
neh  men und nicht um die Bundes wehr.

3.  Warum glaubt eine Firma, sich so viele 
Fehler leisten zu können, trotz der 
wachsenden Konkurrenz?

Weil die Konkurrenz auch nicht besser ist. 
Dies erlebte ein Ärztin nach einem Um­
zug mit einer anderen Firma: Ein Mon­
teur, der deren neue Anlage installieren 
sollte, erschien nicht zum vereinbarten 
Termin. Nach stundenlangem Warten 
Anruf bei seiner Firma. Die entschuldigte 
ihn; er sei mit seiner vorigen Arbeit nicht 
rechtzeitig fertig geworden, es gebe nun 
manchmal Komplikationen. Die Ärztin: 
„Und warum hat er sich nicht bei mir ge­
meldet? Ich habe Ihnen doch meine 
Handynummer gegeben!“ – „Wir haben 
keine Verbindung zu unseren Monteu­
ren“, erfuhr sie von diesem Tele kom­
munikationsunternehmen.

Das erinnert an die alte Redensart vom 
Schneider mit den zerrissenen Hosen.

                   Rosemarie Stein

Voilà – un homme! 

Fo
to

: R
ya

n 
M

cG
ui

re


